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EditorialImpressum

In diesem Jahr jährt sich zum 20. Mal der Fall 
der »Berliner Mauer« am 9. November 1989, 
der zum Symbol der Beendigung des Kalten 
Krieges schlechthin wurde. Das vorliegende 

Heft der Militärgeschichte befasst sich daher schwerpunktmäßig mit 
deutsch-deutschen Themen im Kontext des Kalten Krieges.

Rouven Wauschkies thematisiert einen Ausschnitt der im geteilten 
Deutschland auf beiden Seiten erbittert ausgefochtenen Propa-
gandaschlacht, indem er die Bundeswehr als Feindbild der Natio-
nalen Volksarmee in den 1950er und 1960er Jahren in den Blick 
nimmt. Die DDR-Propaganda legte Kontinuitätslinien von Hitlers 
Wehrmacht zu Bundeswehr und Bundesnachrichtendienst (BND) of-
fen und nutzte diese propagandistisch für sich aus.

Die Nachkriegskarriere des ehemaligen Wehrmachtgenerals und 
obersten Feindlageanalysten an der Ostfront Reinhard Gehlen ist 
ohne den aufziehenden Ost-West-Konflikt undenkbar. Jens Wegener 
untersucht die Hintergründe, warum die USA ab Sommer 1945 den 
überzeugten Antikommunisten und später in westlichen Medien 
zum »Jahrhundertspion« verklärten ersten Präsidenten des BND in 
ihren Dienst stellten.

Volker Koop bilanziert die materielle und personelle »Abwicklung« 
der DDR-Streitkräfte nach 1990 und spart dabei auch nicht die Prob-
leme aus, die bei der Integration von NVA-Angehörigen in die sich 
zu gesamtdeutschen Streitkräften wandelnde Bundeswehr auftra-
ten.

Über den operationsgeschichtlichen Verlauf und die Auswirkungen 
der zwischen osmanisch-deutschen und alliierten Truppen auf der 
Halbinsel Gallipoli an den Dardanellen 1915 ausgetragenen Schlacht 
informiert Klaus Wolf. Die strategisch bedeutsame bewaffnete Ausein-
andersetzung um die Vorherrschaft über die Meerengen zwischen 
dem Schwarzen und dem Ägäischen Meer war die erste und einzige 
Schlacht im Ersten Weltkrieg, die auf beiden Seiten im multinatio-
nalen Rahmen und im engen Zusammenwirken von Land-, See- und 
Luftstreitkräften ausgefochten wurde. Besonderes Augenmerk rich-
tet der Autor auf den überwiegend in Vergessenheit geratenen deut-
schen Anteil am türkischen Sieg. 

 Ihnen, liebe Leserinnen und Leser, wünschen wir eine gewinnbrin-
gende Lektüre der aktuellen Ausgabe. 

Magnus Pahl M.A.
Hauptmann
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Der Kalte Krieg war im geteilten 
Deutschland immer auch ein 
Krieg der Propaganda und so-

mit ein Krieg der Medien. Besonders in 
den 1950er und frühen 1960er Jahren, 
als von einer gegenseitigen Annähe-
rung der neuen deutschen Staaten noch 
keine Rede sein konnte, wurde der Pro-
pagandakrieg auf beiden Seiten erbit-
tert ausgefochten. Neben dem bereits 
etablierten Rundfunk und dem zuneh-
mend größere Bevölkerungsschichten 
erreichenden Fernsehen spielten hier 
immer noch die Printmedien eine ent-
scheidende Rolle. Dazu gehörten Bücher, 
Broschüren, Flugblätter und Plakate, 
aber vor allem regelmäßig erschei-
nende Periodika: Zeitschriften, Zeitun-

gen und Magazine. Bevorzugtes Mittel 
der Propaganda waren Karikaturen.

DDR-Propagandakampagnen 
 gegen die Bundesrepublik

Die DDR startete in den 1950er und 
1960er Jahren zahlreiche Propaganda-
kampagnen. Der Militärverlag der 
DDR, die Abteilung Agitation und Pro-
paganda des Zentralkomitees der SED 
und vor allem der sogenannte Aus-
schuss für Deutsche Einheit veröffent-
lichten zahlreiche Broschüren, Hefte 
und Bücher, welche die aktuelle Pres-
seberichterstattung ergänzten und den 
westdeutschen Staat und seine Armee 
gezielt diskreditierten. 

Die Kampagnen, sorgfältig koordi-
niert und in ausgewählten Zeiträumen 
über verschiedene mediale Kanäle – 
hier arbeiteten Militärpropaganda und 
die zivile Presse der DDR Hand in 
Hand – auf beiden Seiten des »Eisernen 
Vorhangs« lanciert, sind vor allem mit 
dem Namen Albert Norden (1904–
1982) verbunden. Norden, Sohn eines 
Rabbiners und seit 1921 KPD-Mitglied, 
emigrierte 1933 zunächst in die Tsche-
choslowakei und später nach Frank-
reich und in die USA. 1953 wurde er 
Professor für Neuere Geschichte an der 
Berliner Humboldt-Universität und ab 
März 1955 Leiter der Agitationskom-
mission beim Politbüro des Zentralko-
mitees der SED und Staatssekretär des 

Die frühe Bundeswehr 
als Feindbild der DDR

5  »Militarismus ohne Maske«, DDR-Ausstellungsplakat, 1957. 
Deutsches Historisches Museum (Hg.), Deutschland im Kalten Krieg 1945–1963. Eine Ausstellung des DHM, 28. August bis 24. November 1992 im Zeughaus Berlin. Ausstellungs-Katalog, 
Berlin 1992, S. 63. 
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Ausschusses für Deutsche Einheit. Er 
zeichnete für zahlreiche Publikationen 
und die darin erhobenen Anschuldi-
gungen verantwortlich und brachte 
diese auch auf internationalen Presse-
konferenzen vor. 1965 gab er das be-
kannt gewordene »Braunbuch der 
Kriegs- und Naziverbrecher in der 
Bundesrepublik« mit 1800 Namen und 
Biografien heraus. Diese Kampagnen 
richteten sich gegen die Eliten im west-
deutschen Staat: Politiker, Juristen und 
die militärische Führung der Bundes-
wehr. 

Für die junge Bundesrepublik stell-
ten die Kampagnen der DDR eine 
große Belastung dar, hatten doch viele 
Angehörige ihrer staatstragenden Eli-
ten – in Politik, Verwaltung, Justiz und 
Polizei – bereits im Dritten Reich aktiv 
die nationalsozialistische Politik mitge-
tragen. Während aber der Staatssekre-
tär im Bundeskanzleramt Hans Globke 
(1898–1973) trotz massiver Anschuldi-
gungen wegen seiner Stellung im Nati-
onalsozialismus, insbesondere weil er 
1936 einen juristischen Kommentar zu 
den berüchtigten antijüdischen »Nürn-
berger Gesetzen« mitverfasst hatte, 
von Bundeskanzler Adenauer im Amt 
gehalten wurde, musste Vertriebenen-
minister Theodor Oberländer (1905-
1998) – nicht zuletzt aufgrund seiner 

von der DDR öffentlich gemachten 
Verstrickungen in nationalsozialisti-
sche Verbrechen in Polen und der 
 Ukraine – 1960 zurücktreten.

Parallel zu den öffentlichen Ausei-
nandersetzungen in der zivilen Presse 
hatten im geteilten Deutschland auch 
die jungen Streitkräfte beider Seiten 
schnell die Militärpublizistik bzw. Mi-
litärpresse als Plattform für ihre ideo-
logische Auseinandersetzung entdeckt. 
Die Gründungs- und frühe Konsolidie-
rungsphase beider deutscher Armeen 
ab 1955/56 markierte daher auch eine 
»Blütezeit« der medialen Auseinander-
setzung. 

In zahlreichen Broschüren, Büchern, 
Plakaten und Wandzeitungen, Zeit-
schriften und Magazinen entwarf die 
DDR-Propaganda ein klares Feindbild 
für die Angehörigen der NVA und 
baute es stetig aus. Eine besondere 
Rolle spielten vor allem zwei Perio-
dika, die durch ihre hohe Auflage 
große Verbreitung fanden: die Trup-
penzeitung »Volksarmee« und das Ma-
gazin »Armeerundschau«. Die Trup-
penzeitung erschien seit September 
1956 täglich und wandte sich ausdrück-
lich an Soldaten aller Laufbahnen; sie 
bot den Soldaten Aktuelles aus interna-
tionaler und nationaler Politik sowie 
aus Partei und Truppe. Mit dem Jahres-
wechsel 1960/61 erschien sie nur noch 
wöchentlich, jedoch nun mit größerem 
Umfang und als zweifarbige Ausgabe. 
Während diese Zeitung ganz offen-
sichtlich und zum Teil recht spröde der 
wohlsortierten Information und ideo-
logischen Festigung der Truppe diente, 
transportierte die »Armeerundschau« 
ihre Botschaften viel subtiler. Sie er-
schien ab November 1956 monatlich 
und bot als »vielseitiges, reich illus-
triertes Magazin des Soldaten« Artikel, 
Reportagen und Bildberichte »für je-
den Soldaten, Unteroffizier und Offi-
zier«. Während die Artikel über die ei-
gene Truppe sich in beiden Publikati-
onen mit praktischen und alltäglichen 
Fragen des Soldaten auseinander-
setzten, wurden die Staaten der west-
lichen Welt als gefährlicher und ana-
chronistischer Gegenentwurf zum So-
zialismus und Marxismus gezeichnet. 
Im Rahmen der militärpolitischen Be-
richterstattung traten besonders die 
Bundesrepublik und die USA hervor, 
das Hauptfeindbild der beiden Publi-
kationen war jedoch eindeutig die 

junge Bundeswehr – der »westzonale 
Drache«, so eine Formulierung in der 
»Volksarmee« aus dem Jahre 1958.

  
Hauptfeindbild Bundeswehr

Die Presse der NVA stilisierte »ihr Ge-
genstück im anderen Deutschland« 
von Anfang an zum Hauptgegner. Die 
Bundeswehr sei die »westdeutsche 
Söldner-Armee«, bestehend aus dem 
»NATO-Heer«, der »aggressiven west-
deutschen Luftwaffe« und der »Bonner 
Kriegsmarine«. Ab 1956 machte die 
ostdeutsche Militärpresse in der Bun-
deswehr und ihrem »Bonner General-
stab« das zentrale Instrument der kapi-
talistischen und militaristischen Eliten 
für die Entfesselung eines neuen Welt-
krieges aus. Die Anschuldigungen 
wurden mit zahlreichen, angeblich von 
ostdeutschen Journalisten aufge-
deckten Geheimplänen und Verschwö-
rungen aus Westdeutschland immer 
wieder untermauert. Besonders ver-
schärfte sich diese Argumentation, als 
»die Bonner Militaristen und ihre poli-
tischen Helfer« ab 1958 über eine ato-
mare Teilhabe innerhalb der NATO 
verhandelten. 

Die Propaganda-Strategen der NVA 
griffen in ihren Pressepublikationen 
schnell die sensiblen Themen jener Zeit 
auf, die den Aufbau der Bundeswehr 

5  Das »Braunbuch« – 1965 veröffentlich-
te die DDR Informationen über 
»Kriegs- und Naziverbrecher« in der 
Bundesrepublik. 
Nationalrat der Nationalen Front des Demokratischen 
Deutschland, Dokumentationszentrum der Staatlichen 
Archivverwaltung der DDR (Hg.), Staatsverlag der DDR, 
Berlin 1965. 

5  Im Zentrum der personalisierten 
 Propaganda der DDR: der erste 
Generalinspekteur der Bundeswehr 
Adolf Heusinger. 
Cover: Karl Lewke, Verlag des MfNV, Berlin 1960.
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pflichtarmee geplant. Die ersten Re-
kruten zog man hier jedoch erst zum  
1. April 1957 ein: Wurden die westdeut-
schen Soldaten in den ersten Ausgaben 
der neuen NVA-Presseorgane noch als 
»NATO-Söldner« stigmatisiert und 
pauschalisiert, wandten sich die NVA-
Redakteure 1957 der ausführlichen 
Darstellung von »Pleiten in der Wehr-
erfassung« und von Protesten gegen 
die Einberufung zu. Die Soldaten der 
Bundeswehr wurden nun deutlich dif-
ferenzierter unterschieden und bewer-
tet: die einen »als Soldaten verkleidete 
Werktätige«, die anderen als »herr-
schende Ausbeuterklassen«. Nachdem 
die NVA am 24. Januar 1962 selbst die 
allgemeine Wehrpflicht eingeführt 
hatte, bot dieses Thema nur noch be-

grenzt eine Angriffsfläche; dennoch 
betonte die ostdeutsche Propaganda 
auch weiterhin den Klassengegensatz 
in der westdeutschen Armee, dem sie 
das Konzept der »Volksarmee« immer 
wieder gegenüberstellte. Vor diesem 
Hintergrund thematisierten die sozia-
listischen Periodika auch die Frage 
nach einem deutsch-deutschen Bruder-
krieg. Auf einen Leserbrief antwortete 
die »Volksarmee« 1962: »Unser Bruder 
ist nicht, wer unsere Friedenswirtschaft 
stören will oder sich gar anschickt, im 
NATO-Truppenhemd gegen unsere 
Republik die Waffe zu erheben. Wer 
unsere Republik, unsere Nächsten und 
uns selbst bedroht, der kann nicht un-
ser Bruder sein, auch wenn er die deut-
sche Sprache spricht.«

Angriffe gegen das Konzept der 
Inneren Führung

Auch die gerade in der Truppe einge-
führte und für die junge Bundeswehr 
vitale, aber umstrittene Konzeption 
der »Inneren Führung« wurde schnell 
von der NVA als Achillesferse markiert 
und immer wieder in Artikeln aufge-
griffen. Schon parallel zur Einführung 
der neuen Zentralen Dienstvorschrift 
»Leitsätze für die Erziehung des Solda-
ten« (ZDv 1/11) im Jahr 1957 berichtete 
die »Volksarmee« ausführlich über 
dieses »Feigenblatt«, das nur dazu 
diene, »die westdeutschen NATO-Sol-
daten zu hörigen Werkzeugen der Mi-
litaristen zu machen, die, ohne zu fra-
gen, die Eroberungspläne der Mono-
polherren verwirklichen sollen«. Die 
»Armeerundschau« stellte im Mai 1957 
zu dieser neuen Vorschrift lapidar fest: 
»was darin steht, wird die alten und 
jungen Militaristen vielleicht zum theo-
retischen Philosophieren über Militär-
pädagogik veranlassen, aber in der 
Praxis werden sie sich auf die ›be-
währten‹ Methoden der Nazi-Wehr-
macht stützen«. Auch das sogenannte 
Iller-Unglück, bei dem am 3. Juni 1957 
bei der Ausbildung einer Fallschirmjä-
gerkompanie in der Nähe von Kemp-
ten 15 wehrpflichtige Soldaten ums Le-
ben kamen, griff die NVA sofort auf. 
Nur drei Tage nach dem tragischen 
Unfall bezog die »Volksarmee« Posi-
tion zur Schuldfrage: »Schuld daran ist 
[…] das ganze Bonner Regime des Mi-
litarismus und der Aufrüstung.« Den 
Prozess gegen die Ausbilder der Kom-

im Westen begleiteten und immer wie-
der in Frage stellten. Sie legten gezielt 
den Finger in die Wunden der jungen 
Streitkräfte im Nachbarland und 
stützten sich dabei häufig auf Informa-
tionen der bereits weit verzweigten 
und gut positionierten DDR-Auslands-
spionage. Alle brisanten Themen, wel-
che die Medien der Bundesrepublik 
und auch die Bundeswehr selbst kon-
trovers diskutierten, setzten die Publika-
tionen der NVA zügig und ideologisch 
konform gedeutet für ihre Leser um. 

Zuerst wurde die Wehrpflicht in der 
Bundesrepublik ins Visier genommen: 
Während die NVA zu Beginn des Jah-
res 1956 als Freiwilligenarmee aufge-
stellt wurde, war die westdeutsche 
Bundeswehr von Anfang als Wehr-

5  SED-Plakat, 1951. 
Deutsches Historisches Museum (Hg.), Deutschland im Kalten Krieg 1945–1963. Eine Ausstellung des DHM, Ausstellungs-
Katalog, Berlin 1992, S. 33. 
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panie verfolgten die ostdeutschen Me-
dien anschließend über den gesamten 
Zeitraum aufmerksam. Sie wollten 
nachweisen, dass in der Bundesrepu-
blik das Recht gebeugt werde, indem 
die verantwortlichen militärischen Vor-
gesetzten nicht zur Rechenschaft gezo-
gen würden. Noch im Herbst 1958 kon-
statierte die »Volksarmee« in einem 
ganzseitigen Bericht sogar das »Fiasko 
der ›Inneren Führung‹ der Bundes-
wehr« und erklärte den »Staatsbürger 
in Uniform« als »Irreführung und Be-
trug der westdeutschen Bevölkerung«, 
der nur dazu diene, die alten militä-
rischen Strukturen unter einem neuen, 
demokratischen Deckmantel wieder 
aufleben zu lassen. 

Bis in die 1960er Jahre blieb das 
Thema Menschenführung in der Bun-
deswehr einer der zentralen Angriffs-
punkte der ostdeutschen Propaganda. 
Die NVA hatte angesichts der zöger-
lichen bzw. erst allmählich überzeu-
genden Umsetzung dieses neuen Sol-
datenbildes innerhalb der westdeut-
schen Streitkräfte diesen Bereich 
schnell als wunden Punkt der Bundes-
wehrführung und als lohnendes Ziel 
für eine gezielte propagandistische Ak-
tion erkannt. Dennoch kam die ost-
deutsche Militärpropaganda auch hier 
nicht um die bewusste Vermengung 
von Fiktion oder Übertreibung und re-
alen Fakten herum. Während sie hin-
sichtlich der Menschenführung ähn-
liche Probleme in ihren eigenen Reihen 
völlig ausblendete, etablierte sie das 
Bild des westdeutschen »Schleifers 
Platzeck«, der – wie in der Romantrilo-
gie »O8/15« des Jahres 1954/55 von 
Hans-Helmut Kirst eindrucksvoll ent-
worfen – in der Bundeswehr angeblich 
eine umfassende Wiederauferstehung 
erlebte. 

Daher ist es nicht überraschend, dass 
die Presse der NVA auch die Einset-
zung des Wehrbeauftragten des Bun-
destages im Jahr 1959 nicht als wirk-
liche Neuerung anerkannte, sondern 
als eine weitere Täuschung brand-
markte. Schon kurz nach der Wahl 
Helmuth von Grolmans (1898–1977) 
zum ersten Wehrbeauftragten 1959 
veröffentlichte die »Volksarmee« einen 
Artikel und behauptete, der ehemalige 
General (der Wehrmacht) sei von Ver-
teidigungsminister Franz Joseph 
Strauß und Bundeskanzler Konrad 
Adenauer nur ausgewählt worden, um 

die Bundeswehr gegen die verspro-
chene parlamentarische Kontrolle ab-
zuschirmen. Seine jährlichen Berichte 
an das Parlament wurden als »Er-
zählungen« abqualifiziert – eine Argu-
mentation, mit der sich auch Grolmans 
Nachfolger im Amt konfrontiert sa-
hen. 

Ereignisse der Weltpolitik als 
Ansatzpunkt von Agitation:  
Der Algerienkrieg als Beispiel

Die Zeitungen der NVA nutzten ebenso 
Ereignisse der Weltpolitik, um sie für 
eine zielgerichtete Agitation fruchtbar 
zu machen. Ab 1957 wurde in den zen-
tralen Medien der DDR eine Presse-
kampagne gegen den französischen 
Algerienkrieg (1954–1962) forciert. Im 
Rahmen dieser Berichterstattung griff 
die »Volksarmee« die in beiden deut-
schen Staaten erscheinenden Berichte 
über den hohen Anteil deutscher Söld-
ner in den Reihen der französischen 
Fremdenlegion auf und lastete diese 
Entwicklung der Bundeswehr an. Tat-
sächlich waren Mitte der 1950er Jahre 
über 50 Prozent der französischen Le-
gionäre deutscher Herkunft. Es han-
delte sich hierbei oft um ehemalige An-
gehörige der Waffen-SS, die aus der 
Kriegsgefangenschaft heraus angewor-
ben worden waren. Die ostdeutsche 
Propaganda konstruierte aus dieser 
Tatsache eine gezielte personelle Un-
terstützung des französischen Kolonia-

lismus durch die junge Bundesrepu-
blik. Dadurch geriet die Bundesregie-
rung in Bonn in eine schwierige poli-
tische Lage. Sie musste nun zwischen 
französischen außenpolitischen Inte-
ressen und ostdeutschen Propaganda-
kampagnen eine behutsame Politik der 
Zurückhaltung einerseits, andererseits 
aber auch der entschiedenen Dementis 
betreiben. Geschickt griffen die ostdeut-
schen Autoren die vielfältigen franzö-
sisch-westdeutschen Militärbeziehun-
gen (bilateral und im Rahmen der 
NATO) auf und fügten nun explizit die 
Bundeswehr in das bereits seit mehre-
ren Monaten geschaffene Bild des Al-
gerienkrieges. So meldeten die Presse-
organe der NVA schließlich im Früh-
jahr des Jahres 1959 die Aufstellung 
rein deutscher Verbände innerhalb der 
französischen Fremdenlegion, die in 
Form von »militärischen Sonderforma-
tionen« mit Billigung der Bundesregie-
rung in Algerien eingesetzt werden 
sollten. Damit begebe sich die Bundes-
regierung auf die Spuren der »kaiserli-
chen Kolonialtruppen« und von »Rom-
mels Afrikakorps«. Die Bundesrepublik 
wurde schließlich durch das Ende des 
Algerienkrieges 1962 aus diesem poli-
tischen Dilemma befreit. Interessanter-
weise tauchten diese Schlagworte na-
hezu wortgleich rund zwei Jahrzehnte 
später in der westdeutschen Presse auf, 
um die angeblichen Aktivitäten der 
NVA auf dem afrikanischen Kontinent 
möglichst lautstark anzuprangern.

Hitlers Generalstab kommandiert die Bonner Armee
Als Zentralstelle zur Durchsetzung der Remilitarisierungspläne wurde das 
»Amt Blank« gebildet. In diesem getarnten Kriegsministerium [...]  gehörte 
vor allem der Chef der Operationsabteilung des Heeres, General Heusinger, 
zu den engsten und einflussreichsten Generalstäblern Adenauers [...]

Hitlers und Adenauers Generalstäbler schufen die personellen Voraus-
setzungen zum Aufbau einer neuen Armee, indem sie die faschistischen 
Generalstäbler wieder an einen Tisch brachten. Sie organisierten und be-
waffneten diese Armee. Unter dem Deckmantel der Integration verstan-
den sie es, nicht die Bundeswehr der NATO, sondern die NATO der Bun-
deswehr einzuverleiben [...]

Die westdeutsche Bundesrepublik hat sich neben den USA zur stärksten 
Militärmacht der NATO entwickelt. Immer offener fordert Bonn nun-
mehr die Verfügungsgewalt über Atomwaffen, um die NATO-Partner in 
ihre militärischen Abenteuer für die Verwirklichung ihrer Revanchepläne 
hineinziehen zu können [...] 

Das gesamte militärische Potential der NATO soll den abenteuerlichen 
Plänen der extremen Kreise Westdeutschlands nutzbar gemacht werden.
Auszug aus dem »Braunbuch. Kriegs- und Naziverbrecher in der Bundes-
republik« von 1965, S. 189, 194 f.
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Das Traditionsverständnis  
der Bundeswehr im Visier der 
DDR-Propaganda

Auch das von Anfang an schwierige, 
weil unklare Verhältnis der Bundes-
wehr zu ihrer Tradition blieb den ost-
deutschen Journalisten nicht verbor-
gen. Die Führung der NVA, die für sich 
selbst einen umfassenden Bruch mit 
der bisherigen deutschen Militärtra-
dition beanspruchte, verfolgte das kon-
fliktreiche Ringen der Bundeswehr um 
ein gültiges historisches Erbe von An-
fang an mit Interesse und nutzte dies 
gezielt im Rahmen ihrer Agitation. In 
großen Leitartikeln und Serien pran-
gerte die NVA-Propaganda die – zwei-
fellos vorhandene – Nähe der jungen 
westdeutschen Streitkräfte zu den teil-
weise radikalkonservativen Veteranen-
verbänden an. Die Bundeswehr selbst 
wurde als Hort militaristischer Ideolo-
gie und revanchistischer Interessen 
dargestellt: »Im Westen nichts Neues« 
also, wie es auf einem DDR-Plakat in 
Anlehnung an den berühmten Roman 
Erich Maria Remarques dargestellt 
wurde. Besonders die damals in der 
Bundeswehr heftig geführte Diskus-
sion um die Traditionswürdigkeit des 
20. Juli 1944 und die Bewertung seiner 
Protagonisten verfolgte die NVA mit 
wachen Augen, kommentierte und in-
terpretierte sie auf ihre eigene Weise: 

Während die ostdeutschen Medien den 
Offizieren um Claus Graf Schenk von 
Stauffenberg noch 1957/58 jede Vor-
bildfunktion abgesprochen hatten, 
stellten sie die Akteure des 20. Juli An-
fang der 1960er Jahre plötzlich deutlich 
differenzierter dar. 

Dies änderte jedoch nichts daran, 
dass sie den Soldaten der NVA die 
»Traditionspolitik« der Bundeswehr-
führung weiterhin als bloßen Deck-
mantel vermittelten. Ab 1958 wurden 
die Bemühungen des Beirates Innere 
Führung thematisiert, der versuche, 
 einen Traditionserlass »zusammen-
zuzimmern«. Mit Hilfe dieses Erlasses 
solle »die militaristische Vergangen-
heit stückweise in die Bundeswehr hin-
übergerettet werden«, um die Ver-
bundenheit mit der Wehrmacht und 
explizit auch mit deren Verbrechen zu 
festigen. Trotz dieser Hilfskonstruk-
tion zur Täuschung der Öffentlichkeit, 
so der Tenor, werde der Traditionser-
lass aber »im Gegenteil in beiden Teilen 
Deutschlands und im Ausland dazu 
beitragen, in der Bundeswehr das zu 
sehen, was sie wirklich ist: die direkte 
Fortsetzung der Hitlerwehrmacht«.

Personalisierte Feindbilder

Ein weiteres und sehr prägnantes 
Merkmal der NVA-Propaganda dieser 
frühen Jahre war die Etablierung von 

personalisierten Feindbildern. Im Kon-
text der großen Propagandakam-
pagnen der 1950er und 1960er Jahre 
rückte zunehmend die Führungsriege 
der Bundeswehr in das Blickfeld. Wäh-
rend der erste Bundesminister der Ver-
teidigung Theodor Blank (1905–1972) 
noch relativ wenig Angriffsfläche für 
die ostdeutsche Propaganda geboten 
hatte, fand die NVA-Presse mit seinem 
Nachfolger Franz Josef Strauß (1915–
1988) ein Ziel, das stetig Vorlagen für 
politische Agitationen lieferte. Nach 
seiner Amtsübernahme im Oktober 
1956 wurde Strauß in Karikaturen, Ge-
dichten, Illustrationen und zahllosen 
Artikeln systematisch angegriffen und 
diskreditiert. Besonders seine persön-
lichen Bemühungen für eine atomare 
Bewaffnung der Bundeswehr machten 
den Minister, »Atom-Strauß« genannt, 
zum ständigen Objekt der NVA-Agita-
tion. Dabei zeichnete sie durchaus ein 
ambivalentes Bild des Bayern: Er 
wurde ebenso als genussfreudiger 
Schwerenöter wie als unmenschlicher 
Kriegstreiber dargestellt. Mit den Jah-
ren etablierten die Publikationen der 
NVA eine Reihe von Klischees und At-
tributen, die in der Berichterstattung 
über den westdeutschen Verteidigungs-
minister immer wieder abgerufen wur-
den: der »Vogel Strauß« und das 
»(faule) Straußen-Ei«, der »Metzger-
sohn mit entsprechenden Manieren«, 
der »Lügner« und »Atomkrieger«, der 
»Frauenheld«, der »Erfüllungsgehilfe 
der Amerikaner«, der »bajuwarische 
Polterer« und der »Rattenfänger« und 
»Totengräber der westdeutschen Ju-
gend«. 

Ebenso wie der Minister selbst 
rückten schnell auch die hohen Gene-
rale und (wenn auch in weit gerin-
gerem Umfang) Admirale der Bundes-
wehr in den Fokus der ostdeutschen 
Militärpropaganda. Bundeskanzler 
Adenauer war bei der Gründung der 
Bundeswehr auf die ehemalige Mili-
tärelite der Wehrmacht angewiesen; 
Anfang der 1950er Jahre antwortete er 
auf die Frage eines Journalisten, ob die 
Generale Hitlers auch seine Generale 
sein würden, mit der berühmten Fest-
stellung »Ich glaube, dass mir die 
NATO 18-jährige Generäle nicht ab-
nehmen wird.« Mit dieser grundle-
genden, pragmatischen Personalent-
scheidung eröffnete sich für die NVA 
ein Angriffsfeld, das im Laufe der kom-

5  Im Mittelpunkt der DDR-Propaganda 
standen die Vergangenheit von Gene-
ral Adolf Heusinger und General Hans 
Speidel. 
Broschüre: Zentralkomitee der SED, Abteilung Agitation 
und Propaganda (Hg.), Berlin 1957.

5  »Unternehmen Teutonenschwert. Die 
große Karriere eines kleinen Spions«: 
DDR-Broschüre gegen General Speidel, 
1959. 
Cover: Wolfgang Ritter, Verlag des MfNV, Berlin 1959.

Bundeswehr: Feindbild der DDR
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5  »Die Volksarmee«, 10. März 1960, Fotomontage mit Minister Strauß.und General 
Heusinger.

ders die jeweiligen Generalinspekteure 
Ziel breit angelegter Propaganda-Kam-
pagnen der DDR; sie wurden in der Ta-
ges- und Wochenpresse der NVA im-
mer wieder mit neuen Anschuldigun-
gen konfrontiert. Dennoch trat kein 
Angehöriger der höchsten Bundeswehr-
führung zurück – Speidel und Heusin-
ger blieben sogar über die reguläre 
Dienstzeit hinaus im Amt und be-
kleideten hohe Posten innerhalb der 
NATO.

Betrachtet man die Argumentation 
der DDR-Presseorgane und der NVA-
Militärpropaganda bis in die frühen 
1960er Jahre, so lassen sich vier Grund-
linien erkennen, die das »Feindbild 
Bundeswehr« prägten: Die westdeut-
sche Armee sei erstens die institutio-
nelle Restauration des kapitalistischen 
Militarismus; zweitens eine gegen das 
sozialistische Lager gerichtete, aggres-
sive Streitmacht; drittens ein Instru-
ment der amerikanisch-deutschen He-
gemonie innerhalb der NATO und 
viertens auch ein Mittel für innenpoli-
tische Repression in der Bundesrepu-
blik. Alle vier Faktoren waren nach der 
marxistisch-leninistischen Weltan-
schauung auf den »Klassencharakter« 
der Bundesrepublik und der NATO-
Staaten sowie auf die im System be-
gründete »aggressive« politische 
Grundtendenz des Kapitalismus zu-
rückzuführen. 

Die hier aufgezeigte Feindbilddar-
stellung der ostdeutschen Presse und 
Militärpublizistik stellt nur einen klei-
nen Ausschnitt aus dem großen Be-
reich der Propaganda im Kalten Krieg 
dar. Militär- und Feindpropaganda 
wurde in unterschiedlicher Ausprä-
gung in beiden deutschen Staaten 
praktiziert und spielte im Kalten Krieg 
für beide Armeen eine wichtige Rolle. 
Während die Bundeswehr aber spätes-
tens seit den 1970er Jahren ausdrück-
lich auf eine Feindbildkultur verzich-
tete, blieb diese für die NVA und die 
DDR bis kurz vor ihrem Ende – auch 
als Legitimation der eigenen Existenz – 
unverzichtbar.

 Rouven Wauschkies

Literaturtipps

Deutsches Historisches Museum (Hg.), Deutschland im 
Kalten Krieg 1945–1963. Eine Ausstellung des DHM,  
28. August bis 24. November 1992 im Zeughaus Berlin. 
Ausstellungs-Katalog, Berlin 1992.

menden Jahre zu einer zentralen Säule 
der Feindpropaganda ausgebaut wurde. 
Die personalisierte Agitation gegen 
hohe Generale der Bundeswehr fußte 
besonders in der Aufstellungsphase 
der westdeutschen Streitkräfte immer 
auf der Vergangenheit der Amtsinha-
ber im Dienste der Wehrmacht. Meh-
rere große Kampagnen richteten sich 
gegen ausgewählte Spitzenmilitärs; sie 
erregten – über Vorträge, Filme, Bro-
schüren und eine umfangreiche Presse-

berichterstattung vermittelt – auch im 
Westen Aufsehen. 

Parallel zur Berichterstattung über 
den Verteidigungsminister erfolgten 
ab 1957 zahlreiche Kampagnen gegen 
den Oberbefehlshaber der NATO-
Landstreitkräfte in Mitteleuropa, Ge-
neral Dr. Hans Speidel (1897–1984), 
den ersten Generalinspekteur, General 
Adolf Heusinger (1897–1982), und die 
Inspekteure der Teilstreitkräfte. Bis 
weit in die 1960er Jahre waren beson-
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Reinhard Gehlen

Als Reinhard Gehlen im April 
1956 zum ersten Präsidenten 
des neugeschaffenen Bundes-

nachrichtendienstes (BND) ernannt 
wurde, bedeutete dies den vorläufigen 
Höhepunkt einer der spektakulärsten, 
weil ungebrochenen Karrieren in der 
jungen Bundesrepublik. Der ehemalige 
Chef der Feindaufklärung der Wehr-
macht an der Ostfront hatte sich mit 
Hilfe der amerikanischen Besatzungs-
macht in die Führungsebene der neuen 
westdeutschen Demokratie vorgearbei-
tet. Wie aber ist diese erstaunliche Lauf-
bahn zu erklären? War Gehlen wirklich 
ein Ausnahmetalent, der »Jahrhundert-
spion«, wie er bisweilen bezeichnet 
wurde?

Seine spätere nachrichtendienstliche 
Karriere war zumindest für Gehlen 
lange Zeit nicht absehbar gewesen. 
Nach dem Abitur war der 1902 gebo-
rene Sohn eines Breslauer Buchverle-
gers in die Reichwehr eingetreten, wo 
er zunächst bei der Artillerie diente. 
Die Generalstabsausbildung schloss 
Gehlen 1935 als Zweitbester seines 
Jahrgangs ab und fortan fand er in der 
Operationsabteilung des Generalstabes 
und in der Landesbefestigungsabtei-
lung Verwendung. Den deutschen 
Überfall auf Polen erlebte Major i.G. 
Gehlen dann als Ia (Operationsoffizier, 
entspricht dem heutigen G3) der 213. 
Infanteriedivision, eines Reservever-

bandes, der kaum aktiv ins Kampfge-
schehen eingriff. Großes Interesse am 
militärischen Nachrichtenwesen, in 
der Wehrmacht als Feindnachrichten-
dienst oder Ic-Dienst bezeichnet, hatte 
Gehlen bis zu diesem Zeitpunkt nicht 
gezeigt. Vielmehr strebte er an, seinen 
Dienst in der prestigeträchtigen Ia-
Laufbahn fortzusetzen. Seine Erfah-
rungen im Ic-Bereich dürften sich auf 
den Besuch des Pflichtfachs »Abwehr-
dienst« im zweiten Jahr seiner Ausbil-
dung zum Generalstabsoffizier be-
schränkt haben.

Fremde Heere Ost

Als sich im Winter 1941/42 trotz an-
fänglicher militärischer Erfolge ein Schei-
tern des »Unternehmens Barbarossa« 
abzeichnete, war offensichtlich, dass 
die im deutschen Generalstab verbrei-
tete systematische Unterschätzung der 
Roten Armee einen gewich tigen Anteil 
am ausbleibenden Erfolg gehabt hatte. 
So stellte Generalstabschef Franz 
Halder bereits am 1. August 1941, also 
wenige Wochen nach Beginn der Of-
fensive, fest, dass man anstatt der er-
warteten 200 feindlichen Divisionen 
bereits 360 erkannt habe. Verantwort-
lich für eine Korrektur des fehlerhaften 
Bildes der Roten Armee wäre die Ab-
teilung »Fremde Heere Ost« im Ober-
kommando des Heeres gewesen. Doch 

unter der Leitung von Oberst i.G. Eber-
hard Kinzel prognostizierten die Feind-
aufklärer auch während der ersten 
 Monate der Offensive weiterhin einen 
baldigen Zusammenbruch des sowjeti-
schen Widerstands. Gegenläufige Er-
kenntnisse wurden dagegen verwor-
fen, war man sich doch seit August 
1941 sicher, dass die sowjetischen 
Kräfte »nunmehr weder für einen An-
griff größeren Stiles noch zur Bildung 
einer geschlossenen Abwehrfront« aus-
reichen dürften. Angesichts derartiger 
Fehlprognosen wurde Kinzel im März 
1942 als Abteilungsleiter abgelöst.

Dass man sich in dieser Situation für 
einen Mann wie Gehlen als Nachfolger 
des glücklosen Kinzel entschied, weist 
auf die Hoffnung der Wehrmachtfüh-
rung hin, eine grundlegende Neuord-
nung der Arbeit von Fremde Heere Ost 
herbeizuführen. Mit Gehlen wurde der 
Posten nicht mit einem erfahrenen Ab-
wehroffizier, sondern mit einem Mann 
besetzt, der im Ruf stand, ein zupa-
ckender Organisator zu sein. In der Tat 
versuchte Gehlen in den folgenden Jah-
ren, die Arbeit der Abteilung auf eine 
solidere Grundlage zu stellen, indem 
er mehr Quellen in den Beurteilungs-
prozess einbeziehen ließ: Meldewege 
zu den Fronteinheiten wurden ver-
kürzt, die Zusammenarbeit mit den 
Frontaufklärungsleitstellen der Ab-
wehr verbessert. Kriegsgefangene wur-

5 Bild aus der Gefangenenakte, Sommer 1945.
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Heere Ost zum  
BND-Präsidenten:

 

Die Karriere 
des Reinhard 
Gehlen
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den systematisch befragt sowie Wirt-
schafts- und Bevölkerungsstatistiken 
zur Berechnung der militärischen Leis-
tungsfähigkeit der Sowjetunion ver-
stärkt herangezogen. Nicht zuletzt er-
kannte Gehlen auch die Bedeutung ei-
ner eindrucksvolleren Präsentation der 
trockenen Feindlageberichte vor dem 
Chef des Generalstabes durch die Ver-
wendung farbiger Grafiken und Karten.

Freilich konnten auch Gehlens Re-
formbemühungen nicht verhindern, 
dass die Prognosen der Abteilung 
Fremde Heere Ost für Fehleinschät-
zungen anfällig blieben, insbesondere 
was die mittlere und lange Sicht betraf. 
So kann seine Warnung vom 18. No-
vember 1942 vor feindlichen »Angriffen 
mit begrenzter Zielsetzung«, die »mög-
licherweise örtliches Ausmaß über-
schreiten« könnten, kaum als hinrei-
chende Warnung vor dem unmittelbar 
bevorstehenden Umschließungsangriff 
der Roten Armee bei Stalingrad gelten. 
Besonders mit fortschreitendem 
Kriegsverlauf machte sich immer stär-
ker bemerkbar, dass es den Beschaffern 
von Feindlageunterlagen nie gelungen 
war, entscheidende sowjetische Geheim-
codes zu entschlüsseln oder Agenten 
in bedeutende Positionen des Gegners 
einzuschleusen. Der daraus resultie-
rende Mangel an Informationen über 
die strategischen Absichten der sowjeti-
schen Seite machte die deutschen 
Feindlageanalysten bei Fremde Heere 
Ost äußerst verwundbar für gegne-
rische Desinformationskampagnen. 

Als sich die Unausweichlichkeit der 
deutschen Niederlage für die Experten 
von Fremde Heere Ost in der letzten 
Kriegsphase abzeichnete, begannen sie 
ihren Blick auf die Nachkriegszeit zu 
richten. Wie viele Wehrmachtoffiziere 
in dieser Zeit ging auch Reinhard Geh-
len davon aus, dass zwischen den USA 
und der Sowjetunion nach Kriegsende 
unüberbrückbare politische Differen-
zen aufbrechen würden, die bald in 
eine militärische Konfrontation der der-
zeitigen Alliierten münden müssten. In 
dieser Situation, so Gehlens Überle-
gung, könnten die über vier Jahre hin-
weg angesammelten Informationen 
der Abteilung Fremde Heere Ost zu 
Stärke, Ausstattung und Taktiken der 
Roten Armee für die Amerikaner von 
großem Wert sein. Im Frühjahr des Jah-
res 1945 begann er daher Maßnahmen 
zu treffen, die auf den Fortbestand sei-

ner Truppe auch nach dem militä-
rischen Zusammenbruch Deutschlands 
abzielten. Es wurden Kopien des Ar-
chivs der Abteilung erstellt und die 
Dokumente an mehreren Stellen im Al-
penraum vergraben. Einige Angehö-
rige der Abteilung begaben sich kurz 
vor Kriegsende in drei Bergverstecke, 
die zuvor in den deutschen und öster-
reichischen Alpen eingerichtet worden 
waren, um ihnen ein Abwarten der ers-
ten chaotischen Wochen nach dem alli-
ierten Einmarsch zu ermöglichen.

Kriegsgefangenschaft

Die erste Begegnung mit den Amerika-
nern verlief für Reinhard Gehlen je-
doch alles andere als planmäßig. Nach-
dem sich der deutsche Generalmajor 
am 22. Mai 1945 im Rathaus des ober-
bayrischen Fischhausen einem ameri-
kanischen Leutnant ergeben hatte, 
wurde er zunächst von verschiedenen 
US-Einheiten verhört, um schließlich 
zu seiner großen Erbitterung in einem 
Gefängnis für SS- und Gestapo-Offi-
ziere inhaftiert zu werden. Gehlens 
Glück wendete sich erst, als er im Zuge 
seiner Vernehmungen auf den ameri-
kanischen Captain John R. Boker traf. 
Aus dem amerikanischen Zweig einer 
Solinger Industriellenfamilie stam-
mend, war der US-Offizier Deutschen 
gegenüber prinzipiell aufgeschlossen 
und teilte Gehlens entschiedenen Anti-
kommunismus. Mit Bokers Unterstüt-
zung erhielt Gehlen nun die Genehmi-
gung, die wichtigsten Offiziere seiner 
ehemaligen Abteilung um sich zu ver-
sammeln, die versteckten Archivmate-
rialien zu bergen und für die Amerika-
ner erste Studien über die Kriegserfah-
rungen der Abteilung Fremde Heere 
Ost zu erstellen.

Diese Vorgänge im Sommer 1945 wa-
ren zunächst noch nicht ungewöhnlich 
für die Beziehungen zwischen Siegern 
und Besiegten im besetzten Deutsch-
land. Die Siegermächte waren bestrebt, 
das technologische und militärische 
Wissen Deutschlands für sich selbst 
nutzbar zu machen. Die Amerikaner 
starteten zu diesem Zweck unter ande-
rem das Projekt »Paperclip«, das die 
Übersiedlung deutscher Spitzenkräfte, 
etwa des Raketenforschers Wernher 
von Braun, in die Vereinigten Staaten 
organisierte. Deutsche Experten wie-
derum waren oft von sich aus bestrebt, 

gute Kontakte zu den Besatzungs-
mächten herzustellen: sei es, um eine 
mögliche Strafverfolgung wegen ihrer 
Beteiligung an nationalsozialistischen 
Verbrechen abzuwenden oder um ein-
fach der unsicheren Situation und un-
gewissen Zukunft im zerstörten 
Deutschland zu entgehen.

Gehlens Arrangement zu dieser Zeit 
unterschied sich daher kaum von den 
Erfahrungen anderer Generale, die in 
den Nachkriegsmonaten mit den Ame-
rikanern zusammenarbeiteten, um his-
torische Studien über die deutschen 
Kriegserfahrungen anzufertigen, wie 
beispielsweise im Rahmen des Projek-
tes »Operational History (German) Sec-
tion«, das während seines fünfzehnjäh-
rigen Bestehens unter anderem die Ge-
nerale Franz Halder, Adolf Heusinger 
und Georg von Küchler beschäftigte. 
Die Grundsteinlegung der Keimzelle 
des späteren Bundesnachrichtendiens-
tes, d.h. die Wiederaufnahme nachrich-
tendienstlicher Operationen, vollzog 
sich hingegen zu einer Zeit, als Rein-
hard Gehlen selbst außer Landes 
weilte. Im August 1945 war er mit eini-
gen seiner Männer und großen Teilen 
des Archivmaterials für ein Jahr nach 
Washington DC gebracht worden. Bald 
nach Gehlens Abreise stieß der ehema-
lige Leiter der für Agentenoperationen 
an der Ostfront zuständigen Abwehr-
leitstelle, der ehemalige Oberstleutnant 
Hermann Baun, zu den in Deutschland 
verbliebenen Gehlen-Leuten. Auf seine 
Initiative hin begann die Gruppe all-
mählich, jenseits der Bearbeitung alter 
Akten auch neue Quellen zu erschlie-
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5 Oberst i.G. Reinhard Gehlen, Chef der 
Abteilung Fremde Heere Ost, 1942.
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Reinhard Gehlen

ßen und wieder erste geheimdienst-
liche Operationen zu starten.

Die Organisation Gehlen

Was waren die Hintergründe dieser 
neuen Entwicklung? Offiziell ver-
folgten die USA zu dieser Zeit noch die 
in der Besatzungsrichtlinie JCS 1067 
angekündigte Bekämpfung des »Na-
zismus und Militarismus« in Deutsch-
land, was die Auflösung des General-
stabes und die Bekämpfung »aller Ver-
einigungen, die der Aufrechterhaltung 
der Militärtradition in Deutschland 
dienen könnten«, beinhaltete. Eine Zu-
sammenarbeit mit einem ehemaligen 
General, der am deutschen Vernich-
tungskrieg im Osten zumindest mittel-
bar beteiligt gewesen war, schien diese 
Regelung eigentlich auszuschließen. 
Andererseits traten aber zu dieser Zeit 
erste ernsthafte Spannungen zwischen 
den Besatzungsmächten USA und So-
wjetunion auf. Neben erheblichen Dif-
ferenzen in der Osteuropapolitik sorgte 
in Washington besonders die Weige-
rung der UdSSR für Irritationen, ent-
sprechend bestehender Vereinba-
rungen ihre Truppen aus Persien zu-
rückzuziehen. Im Februar 1946 erklärte 

Stalin dann in einer öffentlichen An-
sprache den Kapitalismus erneut zum 
Todfeind des Kommunismus und trug 
dadurch zur Demontage seines Image 
als gütiger »Uncle Joe« bei, das wäh-
rend des Krieges in den USA verbreitet 
gewesen war.

Die amerikanischen Streitkräfte in 
Europa, deren Stärke durch die Demo-
bilisierungsmaßnahmen der Nach-
kriegszeit ständig sank, sahen sich 
durch die neuen politischen Entwick-
lungen in einer prekären Sicherheits-
lage. Die östlich der Elbe stationierten 
Truppen der Roten Armee stellten die 
damals bei weitem stärkste Landstreit-
macht der Welt dar. Waren diese nun 
als potenzielle Bedrohung anzusehen, 
so galt es, innerhalb kurzer Zeit Infor-
mationen über Dislozierung, Ausstat-
tung, Taktiken und Absichten des mög-
lichen Gegners zu sammeln. Erheblich 
behindert wurden die Bemühungen 
um eine verstärkte Auskundschaftung 
der UdSSR durch fehlende nachrich-
tendienstliche Kapazitäten der US-
Streitkräfte. Die militärischen Geheim-
dienste traf die Demobilisierung be-
sonders stark, da gerade erfahrene 
 Spezialisten mit unabdinglichen 
Sprachkenntnissen nach Kriegsende 

die Armee verlassen hatten, um an die 
Universitäten oder ins Berufsleben zu-
rückzukehren. In dieser Situation er-
schienen Gehlens Leute als vielver-
sprechender Ausweg aus dem Di-
lemma: Sie waren bereits Experten auf 
ihrem Gebiet, verfügten über die nöti-
gen Sprachkenntnisse, konnten sich 
viel unauffälliger als Amerikaner in 
der sowjetischen Besatzungszone be-
wegen und arbeiteten überdies noch 
vergleichsweise kostengünstig.

Unter diesen Rahmenbedingungen 
begann die bald als »Organisation Geh-
len« bekannte Gruppe nach der Rück-
kehr ihres Namensgebers aus den USA 
rasch zu expandieren. Das amerika-
nische Militär stellte die finanziellen 
Mittel und unterhielt ein kleines Ver-
bindungsbüro, das aus dem amerika-
nischen Chef der Operation und einer 
Handvoll Offiziere und Unteroffiziere 
bestand, während auf deutscher Seite 
Reinhard Gehlen die Leitung über-
nahm. Das Agentennetz der Organisa-
tion, die seit Ende 1947 ihr Hauptquar-
tier in Pullach bei München hatte, 
schwoll innerhalb nur eines Jahres auf 
circa 2500–3000 Informanten an. Als 
Ziel wurde an die Agenten ausgege-
ben, die sowjetischen Streitkräfte bin-
nen kürzester Zeit »wie ein offenes 
Buch« lesbar zu machen.

Das rasante Wachstum drohte der 
Organisation Gehlen jedoch bald zum 
Verhängnis zu werden. Die monatli-
chen Zuweisungen der US Army 
reichte bei Weitem nicht aus, um die 
umfangreichen Operationen der Deut-
schen zu finanzieren. So ging Gehlen 
schon früh dazu über, die knappen Fi-
nanzen mit dubiosen Geschäften auf-
zubessern. Lebensmittel, Zigaretten, 
Seife und Benzin aus amerikanischen 
Armeebeständen wurden mit hohem 
Profit auf dem Schwarzmarkt weiter-
verkauft. Die 1948 erfolgte Einführung 
der D-Mark in den westlichen Besat-
zungszonen traf die Organisation Geh-
len deshalb doppelt hart: Zum einen 
blieben die monatlichen Dollarzuwen-
dungen der Amerikaner konstant, was 
bei der schnellen Wertsteigerung der 
neuen deutschen Währung eine erheb-
liche Einbuße bedeutete, zum anderen 
verschwand allmählich der Schwarz-
markt, sodass Gehlen einer seiner 
wichtigsten Einnahmequellen beraubt 
wurde. Seine scharfen Proteste beim 
Hauptquartier der Amerikaner in 

5 Berliner Luftbrücke: Ein amerikanisches Transportflugzeug vom Typ »Skymaster« 
setzt zur Landung an und wird dabei von einem Trümmerberg aus von Berlinern 
beobachtet.
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Frankfurt mussten ergebnislos bleiben. 
Der Finanzbedarf der Organisation 
Gehlen überstieg gegen Ende der 
1940er Jahre die Möglichkeiten ihrer 
Auftraggeber bereits um ein Viel-
faches.

Ein neuer Partner

Angesichts der politischen Situation 
wollte die US Army jedoch einen Ver-
lust dieser Informationsquelle oder 
auch nur eine substanzielle Reduzie-
rung der Nachrichtenproduktion un-
bedingt vermeiden. Als Ausweg ent-
schloss man sich im Herbst 1948 für ei-
nen Weg, der gut ein Jahr zuvor schon 
einmal gescheitert war: Der nach dem 
Krieg neugegründete zivile Nachrich-
tendienst der USA, die Central Intelli-
gence Agency (CIA), sollte die Organi-
sation Gehlen von der Army überneh-
men und weiterführen. Damals hatte 
die CIA diesen Vorschlag nach einer 
kurzen Prüfung abgelehnt. Zu sehr auf 
militärische Informationen ausgerich-
tet und mit zu hohem politischem Ri-
siko behaftet erschien dieses Vorhaben, 
als dass sich der Aufwand für die selbst 
noch im Aufbau befindliche CIA ge-
lohnt hätte. In der Tat erschien dem 
Dienst sogar eine komplette Zerschla-
gung der gesamten Organisation Geh-
len als attraktivste Handlungsoption. 
Dennoch willigte man 1948 ein, einen 
CIA-Repräsentanten nach Pullach zu 
schicken, um Zustand und Nutzen der 
Organisation Gehlen neu zu bewerten.

Als CIA-Agent James Critchfield im 
November 1948 in Deutschland eintraf, 
betrat er den Schauplatz der ersten di-
rekten Konfrontation der beiden 
Machtblöcke im beginnenden Kalten 
Krieg. Auf die Währungsreform in den 
Westzonen hatte die sowjetische Besat-
zungsmacht mit der Blockade West-
Berlins reagiert, die nun von den Luft-
transporten der Westalliierten um-
gangen wurde. Dabei liefen die »Rosi-
nenbomber« ständig Gefahr, auf ihrem 
Weg durch den ostdeutschen Luftraum 
von sowjetischen Abfangjägern unter 
Beschuss genommen zu werden. Wie 
Critchfield während seines Deutsch-
landbesuchs bald erfuhr, wurde der so-
wjetische Funkverkehr von Gehlens 
Mitarbeitern abgehört. Diese Abhörak-
tion, so versicherten ihm amerikani-
sche Militärstellen, sei die einzige In-
formationsquelle über den aktuellen 

Status der sowjetischen Luftstreitkräfte 
und ein Verlust dieser Informationen 
könne die Luftbrückenaktion gefähr-
den. Das Ergebnis der Untersuchung 
stand damit fest. Anstatt das Ende der 
Operation zu besiegeln, stationierte die 
CIA ab 1. Juli 1949 Critchfield in Pul-
lach, der den bisherigen Army Kom-
mandeur ablöste. Mit diesem Schritt 
war nicht bloß die kurzfristige Existenz 
der Organisation Gehlen gesichert. Al-
len Beteiligten war bereits klar, dass 
auf mittel- bis langfristige Sicht der 
Dienst in die Hände der gerade ent-
standenen westdeutschen Bundesre-
gierung übergeben würde. Die Verhand-
lungen über diesen erneuten Transfer 
sollten sich allerdings noch einige Zeit 
hinziehen. Erst im April 1956 wurde 
die Organisation Gehlen als Bundes-
nachrichtendienst in den Bundesdienst 
übernommen und dem Kanzleramt 
unterstellt.

Die Zusammenarbeit mit den Ameri-
kanern hatte Reinhard Gehlen bereits 
vor Gründung der Bundesrepublik in 
eine Position gebracht, die es ihm er-
möglichen sollte, die sicherheitspoli-
tische Entwicklung des neuen Staates 
auf Jahrzehnte mit zu prägen. Noch bis 
in die 1980er Jahre ließ sich der beruf-
liche Werdegang fast aller BND-Präsi-
denten bis zu den Anfangsjahren der 
Organisation Gehlen zurückverfolgen. 
Gehlens Einfluss reichte dabei über die 
nachrichtendienstliche Arbeit hinaus: 
Spätestens seit 1948 Adolf Heusinger 
der Organisation beigetreten war, ent-
wickelte sich Pullach zu einem der frü-
hen Planungszentren für eine zukünf-

tige westdeutsche Wiederbewaffnung. 
Gehlens Stellvertreter aus Wehrmacht-
tagen, Gerhard Wessel, verließ 1956 
Pullach, um erster Präsident des Mili-
tärischen Abschirmdienstes zu wer-
den. 1968 kehrte er zurück, um die 
Nachfolge Gehlens als BND-Präsident 
anzutreten. Eine Zuspitzung auf die 
Person Reinhard Gehlens als »Jahrhun-
dertspion« würde jedoch die spezi-
fischen Umstände seines Wiederauf-
stiegs aus dem Blick verlieren. Es wa-
ren die in den Jahren 1945 bis 1947 
rasch erfolgte Abkühlung der Bezie-
hungen zwischen den Westalliierten 
und der Sowjetunion sowie die Sicher-
heitslage der US-Besatzungstruppen in 
Westdeutschland, die Gehlens Hilfe als 
unabdingbar erscheinen ließen. Die 
Grundlagen für einen demokratisch le-
gitimierten Neuanfang der westdeut-
schen Sicherheitsbehörden zu schaf-
fen, hatte in dieser Situation nur nach-
rangige Priorität.

 Jens Wegener
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Ende und Erbe der NVA

Die deutsche Wiedervereinung 
war aus vielerlei Gründen im 
Bereich des Bundesministeri-

ums der Verteidigung mit besonderen 
Herausforderungen verbunden. Wäh-
rend alle anderen Bundesministerien 
seit Langem in Verbindung mit ent-
sprechenden Ministerien der DDR 
standen – wegen des Transitverkehrs, 
des Post- und Kommunikationswesens 
oder der Wirtschaftsbeziehungen –, 
gab es direkte Kontakte zwischen Bun-
deswehr und Nationaler Volksarmee 
erst seit 1986 – auf der Grundlage der 
Stockholmer Konferenz über Vertrau-
ens- und Sicherheitsbildende Maßnah-
men und Abrüstung in Europa. Seit-
dem beobachteten Delegationen der 
Bundeswehr beziehungsweise der 
NVA Manöver der jeweils anderen 
Seite, wobei von einer »Vertrauensbil-
dung« kaum gesprochen werden 
konnte. Berührungsängste waren un-
verkennbar. Zu groß waren Nichtwis-
sen, gegenseitige Vorurteile, und zu 
unterschiedlich waren Charakter, Auf-
gaben und Struktur von NVA und Bun-
deswehr. 

Die NVA war eine »Parteiarmee«. Sie 
war im Rahmen des Warschauer Ver-
trages einerseits an die Weisungen der 
Sowjetunion, andererseits an die der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutsch-
lands (SED) gebunden. 

Aus Überzeugung, aber auch, weil 
Karrierechancen im Wesentlichen an 

die Parteimitgliedschaft gebunden wa-
ren, waren 96 Prozent der NVA-Offi-
ziere im Jahr 1988 Mitglieder der SED 
oder strebten als Kandidaten die Mit-
gliedschaft an. Bei den Grundwehr-
dienstleistenden hingegen lag ihr An-
teil gerade einmal bei sechs Prozent. 
Auf der anderen Seite stand die Bundes-
wehr unter parlamentarischer Kontrolle 
durch den Bundestag, aber auch der 
Medien und damit der Öffentlichkeit.

Mit der »Wende« begann auch der 
Wandel der NVA. Zunächst versuchte 
die NVA ab November 1989 eine in-
terne Militärreform in Gang zu setzen. 
Am 21. Dezember 1989 berief die Re-
gierung Modrow eine Kommission un-
ter Vorsitz von Admiral Theodor Hoff-
mann, der zugleich letzter militärischer 
Verteidigungsminister der DDR war. 
Eine solche Reform schien umso dring-
licher, als es innerhalb der NVA bereits 
zu Auflösungserscheinungen und 
Meutereien, unter anderem in Beelitz, 
Neuseddin oder Mühlhausen, kam. 
Zudem nahm die Zahl der Fahnen-
fluchten in erheblichem Maß zu. Die 
Reformkommission ging vom Fortbe-
stand zweier Staaten in Deutschland 
aus und schlug vor, die NVA auf 
100 000 Mann und die Grenztruppen 
auf 27 000 Mann zu reduzieren und sie 
zu einer »Armee des ganzen Volkes« 
umzubilden. 

Nach den ersten und einzigen freien 
und geheimen Wahlen zur Volkskam-

mer der DDR am 18. März 1990 und 
mit dem Amtsantritt des früheren Waf-
fendienstverweigerers und Pfarrers 
Rainer Eppelmann als Minister für Ab-
rüstung und Verteidigung am 12. April 
1990 begann eine Phase der Irritati-
onen. Bei einem Treffen mit Bundes-
verteidigungsminister Gerhard Stol-
tenberg am 27. April 1990 am Flugha-
fen Köln/Bonn zeigte sich Eppelmann 
sicher, dass »auf dem heutigen Gebiet 
der DDR stark reduzierte Streitkräfte 
stehen müssen, die, nach Defensiv-
strukturen gegliedert, die Verteidigung 
des Territoriums glaubwürdig gewähr-
leisten«. Des Weiteren betonte er, »Lo-
yalität und Verlässlichkeit der DDR ge-
genüber der Warschauer Vertragsorga-
nisation [werde] sich unter anderem 
darin zeigen, dass wir den Sicherheits-
interessen der Sowjetunion und der 
anderen Warschauer Vertragsstaaten 
das notwendige Maß an Aufmerksam-
keit beimessen«. 70 000 Mann, so Ep-
pelmanns Erwartung, sollte eine solche 
Territorialarmee umfassen. Die poli-
tische Entwicklung ging jedoch rasant 
über solche Pläne hinweg. Daher hat-
ten zu dieser Zeit allerdings weder Ep-
pelmann noch Gerhard Stoltenberg das 
Heft in der Hand. 

Bei ihrem historischen Treffen im 
Kaukasus am 16. Juli 1990 einigten sich 
der sowjetische Staatschef Michail Gor-
batschow und Bundeskanzler Helmut 
Kohl darauf, dass nach einer Wieder-
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Ende und 
Erbe der 
NVA –  
ein langer 
Weg zur 
»Armee der 
 Einheit«?

5 Entfernung des Hoheitsabzeichens von einem Lastkraftwagen beim 3. Motorisier-
ten Schützenregiment in Brandenburg, September 1990. 
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vereinigung die NVA in keiner Form, 
auch nicht als Territorialarmee, beste-
hen bleiben sollte. In dem am 12. Sep-
tember 1990 in Moskau unterzeichne-
ten »Zwei-plus-Vier-Vertrag« über die 
äußeren Aspekte der Deutschen Ein-
heit verpflichtete sich Deutschland, die 
Truppenstärke der künftigen gesamt-
deutschen Streitkräfte auf 370 000 
Mann zu begrenzen – und zwar ein-
schließlich der zu übernehmenden 
NVA-Angehörigen. Wenige Wochen 
zuvor, am 14. August 1990, hatte Stol-
tenberg den damaligen Chef des Pla-
nungsstabes, Generalleutnant Jörg 
Schönbohm, davon in Kenntnis ge-
setzt, dass er ihn als Befehlshaber eines 
»Bundeswehr-Kommandos Ost« nach 
Strausberg, dem bisherigen Sitz des 
DDR-Verteidigungsministeriums, schi-
cken werde. Gleichzeitig traf er nach 
Beratungen in den Führungsgremien 
und mit dem Generalinspekteur fol-
gende Entscheidungen:
1.   Die NVA hört auf zu bestehen und 

die Soldaten der ehemaligen NVA 
werden ab 15. Oktober, dem (ursprüng-
lich) vorgesehenen Tag der deutschen 
Einheit, vorläufig Soldaten der Bun-
deswehr mit den Rechten und Pflich-
ten nach dem Soldatengesetz. 

2.  Die Verbände und Truppenteile der 
NVA werden Zug um Zug aufge-
löst. Statt ihrer sollen neue Einheiten 
und Verbände der Bundeswehr mit 
Angehörigen der »alten« Bundes-

wehr und der ehemaligen NVA auf-
gestellt werden.

3.  Bis zu 20 000 Berufssoldaten und 
Soldaten auf Zeit der ehemaligen 
NVA können nach zweijähriger Be-
währung in dauerhafte Dienstver-
hältnisse übernommen werden.

Daraus geht unmissverständlich her-
vor: Es wurden am 3. Oktober 1990 
nicht zwei Armeen zusammengeführt, 
die NVA hörte auf zu existieren. Damit 
konnte es zwangsläufig keine Integra-
tion der NVA in die Bundeswehr geben. 

Am 1. September 1990 wurde die 
NVA aus dem »Diensthabenden Sys-
tem [der Luftverteidigung] des War-
schauer Vertrages« herausgelöst. Zur 
selben Zeit begann die Entmunitionie-
rung und Einlagerung der Waffensy-
steme. Alle bis dahin noch im Dienst 
verbliebenen Generale und Admirale 
der NVA wurden mit Wirkung zum  
30. September entlassen. Ursprünglich 
hatte Stoltenberg einige Generale der 
NVA in die Bundeswehr übernehmen 
wollen, konnte sich mit diesem Vorha-
ben jedoch nicht innerhalb der Bundes-
regierung durchsetzen. Bis zum 31. De-
zember schieden darüber hinaus alle 
über 50-jährigen Berufssoldaten der 
NVA aus dem Dienst aus. 

Übernahme von Personal

Von der Bundeswehr wurden zunächst 
90 000 Soldaten der NVA, darunter 

30 000 Grundwehrdienstleistende, 
1000 Soldaten im Wartestand sowie 
50 000 sogenannte Weiterverwender 
übernommen. Diese gliederten sich auf 
in 9000 Stabsoffiziere, 15 000 sonstige 
Offiziere, 14 000 Unteroffiziere mit und 
9 000 Unteroffiziere ohne Portepee so-
wie 3000 Mannschaften. 11 700 Offi-
ziere, 12 300 Unteroffiziere und 1000 
Mannschaften stellten den Antrag auf 
Übernahme. Von ihnen erhielten 18 000 
als Soldat auf Zeit (SaZ) 2, unter ihnen 
6000 Offiziere, 11 200 Unteroffiziere 
und 800 Mannschaften, vorerst einen 
positiven Bescheid. Nach Ablauf der 
zweijährigen Übergangs- und Prü-
fungsperiode, bei der auch ausnahms-
los Auskünfte über eine ehemaligen 
Stasi-Vergangenheit eingeholt wurden, 
ernannte Stoltenberg im Oktober 1992 
in Leipzig erstmals ehemalige Angehö-
rige der NVA zu Berufssoldaten der 
Bundeswehr. Insgesamt wurden nach 
zweijähriger »Bewährung« 3027 Offi-
ziere, 7639 Unteroffiziere und 207 
Mannschaften in ein weiterführendes 
Dienstverhältnis als Soldaten auf Zeit 
oder als Berufssoldaten übernommen. 

Eine große Zahl früherer NVA-Ange-
höriger musste jedoch auf eine dauer-
hafte Übernahme verzichten. Sie hat-
ten sich einer »Eignungsprüfung« zu 
unterziehen, bei der es nicht um die 
fachliche Qualifikation, sondern aus-
schließlich um Fragen wie das über-
zeugte Eintreten für die freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung oder die 
Akzeptanz des Leitbildes des Staats-
bürgers in Uniform ging. Da der ent-
sprechende Ausschuss unter Leitung 
der ehemaligen Parlamentarischen 
Staatssekretärin Agnes Hürland häufig 
allein nach Aktenlage urteilte, konnten 
Ungerechtigkeiten nicht ausbleiben.

Im Bereich der zivilen Wehrverwal-
tung waren zum 3. Oktober 1990 zu-
nächst etwa 48 000 Zivilbeschäftigte 
der ehemaligen NVA übernommen 
worden. Dazu wechselten in den fol-
genden Monaten etwa 2000 Soldaten 
der NVA in die zivile Verwaltung. Bis 
zum 31. August 1996 wurde wegen der 
geringeren Aufgaben der zivile Perso-
nalumfang auf 20 305 zurückgeführt, 
von denen 9417 zivile Mitarbeiter im 
militärischen Bereich, 10 888 in der 
Wehrverwaltung tätig waren. Im Ge-
schäftsbereich des Bundesministeri-
ums der Verteidigung waren auch für 
alle übernommenen zivilen Mitarbei-
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5 Proteste von NVA-Soldaten in Beelitz-Heilstätten, Jahreswende 1989/90.  
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Ende und Erbe der NVA

wären vermeidbar gewesen. Abrü-
stungs- und Verteidigungsminister 
Rainer Eppelmann hatte den Ehrgeiz, 
»Weltmeister der Konversion« zu wer-
den. In seiner Amtszeit wurden nicht 
mehr nachvollziehbare Mengen an 
NVA-Material aus den Kasernen ge-
schafft, die dann verschwanden. Ein-
zelne Offiziere der NVA bereicherten 
sich durch den Kauf von Liegenschaf-
ten zu äußerst günstigen Konditionen. 
Nicht immer war es später möglich, 
diese Käufe rückgängig zu machen. 
Ferner gab Eppelmann den Befehl zur 
Vernichtung der Akten der NVA-Mili-
täraufklärung, um deren Mitarbeiter 
einer Strafverfolgung durch westdeut-
sche Behörden zu entziehen. 

Auf der anderen Seite beging auch 
die westdeutsche Seite zahlreiche Un-
geschicklichkeiten. Auch rückblickend 
kann es kaum als Signal für die »Ar-
mee der Einheit« gewertet werden, 
dass ausgerechnet die Hundeschule 
der Bundeswehr als erste zentrale 
Dienststelle in die neuen Länder ver-
legt werden sollte, da der Widerstand 
in anderen Dienststellen gegen einen 
Umzug zu stark war – wenn auch die 
Verlegungen zentraler militärischer 
Dienststellen der Bundeswehr von 

West nach Ost in den 1990er Jahren wie 
der Offizierschule des Heeres, des So-
zialwissenschaftlichen Instituts der 
Bundeswehr, der Akademie der Bun-
deswehr für Ausbildung und Kommu-
nikation und nicht zuletzt des Militär-
geschichtlichen Forschungsamtes – um 
nur einige zu nennen – diesen Ein-
druck später relativiert haben mögen.

Ebenso wenig stieß auf Verständnis, 
dass ein Angehöriger der Wehrmacht 
zwar seinen Dienstgrad mit dem Zu-
satz »a.D.« führen durfte, dies aber 
ehemaligen NVA-Angehörigen ver-
wehrt wurde. Dies war formal-juri-
stisch korrekt, schließlich war die Bun-
deswehr nicht Rechtsnachfolgerin der 
NVA, doch hätte ein Entgegenkommen 
in dieser Frage der inneren Einheit si-
cherlich gedient. 

Materialabgaben aus  
NVA-Beständen

Nur kurz beleuchtet werden soll der 
Aspekt der materiellen Konversion. 
Die Bundeswehr musste 15 000 ver-
schiedene Waffensysteme, Großgeräte 
und sonstige Geräte übernehmen, da-
runter 2396 Kampfpanzer, 7620 gepan-
zerte Gefechtsfahrzeuge, etwa 100 000 

ter Auskünfte über eine eventuelle 
Stasi-Tätigkeit eingeholt worden. In 
4023 Fällen ergab sich der Verdacht ei-
ner offiziellen oder inoffiziellen Tätig-
keit für das Ministerium für Staatssi-
cherheit. In einzelnen Dienststellen lag 
der Anteil dieses Personenkreises bei 
über 20 Prozent. 

Abgesehen davon, dass zahlreiche 
NVA-Angehörige wegen der dra-
stischen Reduzierung der Bundeswehr 
insgesamt und wegen ihrer »Staats-
nähe« – beispielsweise als Politoffiziere 
oder als Informelle Mitarbeiter des Mi-
nisteriums für Staatssicherheit – für 
eine Übernahme nicht in Frage kamen, 
führte ein anderer Aspekt zu erheb-
licher Unzufriedenheit. Der Anteil an 
Offizieren und Unteroffizieren war in 
der NVA – wie in allen Armeen des 
Warschauer Vertrages – erheblicher hö-
her als in der Bundeswehr. In der NVA 
betrug das Zahlenverhältnis zwischen 
Unteroffizieren und Mannschaften 
etwa 1:1, bei der Bundeswehr dagegen 
ca. 1:3. Etwa die Hälfte der NVA-Offi-
ziere war mit Aufgaben betraut, die bei 
der Bundeswehr Unteroffiziere erle-
digten. Dies bedeutete, dass die über-
nommenen Offiziere in der Regel um 
zwei Dienstgrade herabgestuft wur-
den, also vom Oberst zum Major, vom 
Hauptmann zum Leutnant. Hinzu 
kam, dass die Gehälter der übernom-
menen NVA-Soldaten anfangs bei nur 
60 Prozent des Westgehaltes lagen. 
Was in der Wirtschaft mit geringerer 
Produktivität begründet werden 
konnte und sinnvoll erschien, war im 
Bereich des »Produktes Sicherheit« 
nicht vermittelbar. Vergrößert wurde 
der Unmut durch die Tatsache, dass 
die in die neuen Bundesländer ent-
sandten Bundeswehr-Angehörigen – 
egal ob militärische oder zivile – eine 
beachtliche Zulage, damals bekannt als 
»Buschzulage«, in Größenordnungen 
von 1500 bis 2500 DM monatlich er-
hielten, die für viele überhaupt erst 
den Ausschlag gab, in die neuen Län-
der zu gehen. Generalleutnant Jörg 
Schönbohm formulierte später zuge-
spitzt, dass in der ersten Phase Idea-
listen in die neuen Länder gegangen 
seien, in der zweiten dann »Glücksrit-
ter und Eheflüchtlinge«. 

Die Auflösung der NVA, die Über-
nahme von Menschen dieser Armee 
und die Konversion konnten nicht kon-
fliktfrei verlaufen, doch manche Fehler 5 NVA-Kampfpanzer warten in Löbau auf ihre Verschrottung, 15. April 1992. 
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Radfahrzeuge, 5095 Artilleriege-
schütze, 5512 Raketensysteme, 446 
Kampfflugzeuge, 87 Kampfhubschrau-
ber, 62 Transportflugzeuge, 101 Trans-
porthubschrauber, 69 Kampfschiffe, 
122 Spezialschiffe und rund 1,2 Millio-
nen Handfeuerwaffen, dazu fast 
304 000 Tonnen Munition.

Nur ein geringer Teil des Materials 
wurde von der Bundeswehr verwen-
det. Zur Unterstützung der USA und 
anderer Verbündeter stellte die Bun-
deswehr im Zuge des ersten Golf-
krieges gegen den Irak 1990/91 Trans-
port- und Tankfahrzeuge aus NVA-Be-
ständen zur Verfügung. Teilweise wur-
den gepanzerte Transportfahrzeuge 
den Vereinten Nationen für den Ein-
satz im Kosovo übergeben. Sanitäts-
fahrzeuge, Lazarette und Sanitätsma-
terial, aber auch  demilitarisierte Boote 
der Volksmarine wurden im Rahmen 
der Entwicklungshilfe kostenlos abge-
geben. Berichte über Lieferungen von 
Waffen und Großgerät aus übernom-
menen NVA-Beständen durch die Bun-
desregierung beschäftigten in den 1990er 
Jahren mehrfach die deutsche und in-
ternationale Presse (siehe Kasten). 

Als Besonderheit ist der Umgang mit 
den Kampfflugzeugen MiG 29 der 
Luftstreitkräfte der DDR zu vermer-
ken. Diese sowjetischen Jagdflugzeuge 
der dritten Generation und die Bedro-
hung der Bundesrepublik durch sie 
hatten unter anderem als Begründung 
der Forderung nach Entwicklung des 
»Jäger 90« – heute »Eurofighter« – ge-
dient. Während die Luftwaffe die MiG 
29 keinesfalls übernehmen wollte, ar-
gumentierte Gerhard Stoltenberg, man 
könne nicht die MiG 29 als modernstes 
Jagdflugzeug darstellen und dann 
seine Verschrottung verlangen. Gegen 
den Willen der Luftwaffen-Führung 
ordnete er am 25. Juli 1991 den Weiter-
betrieb der MiG 29 an, die sich dann 
auch im Rahmen der NATO-Assignie-
rung als »Quick-Alert«- Flugzeuge be-
währten. Am 30. September 2003 wur-
den die MiG 29 von Laage nach Polen 
überführt und der polnischen Luft-
waffe überlassen. 

Nach zahlreichen Geburtswehen 
kann inzwischen von einer gesamt-
deutschen Armee gesprochen werden. 
Ein wichtiger Schritt war bereits un-
mittelbar nach der Wiedervereinigung 
getan worden, indem Wehrpflichtige 
aus den neuen Ländern zur Grundaus-

bildung in die alten Länder einberufen 
wurden und umgekehrt. Zur wirk-
lichen »Armee der Einheit« ist sie nicht 
durch eine Integrationsleistung in zeit-
licher Nähe zur Wiedervereinigung ge-
worden, sondern allmählich durch die 
kontinuierliche Nachwuchsgewinnung 
»von unten«. 

 Volker Koop

Literaturtipps

Theodor Hoffmann, Das letzte Kommando. Ein Minister 
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»Der Spiegel« berichtete 1992:

[...] Ermuntert durch einen Befehl ihres Chefs, des Ex-Pfarrers Eppel-
mann, vom 16. August 1990, den Verkauf von NVA-Material zu beschleu-
nigen, hatten ausgebuffte Militärs und naive Laienbürokraten einen rie-
sigen Waffenbasar betrieben. Panzer und Flugzeuge, Schiffe und Rake-
ten, Hubschrauber und Maschinengewehre und Munition – alles gab‘s in 
Hülle und Fülle. Händler fuhren vor den Kasernen vor und luden auf, ge-
gen bar. [...]
Auf mindestens 150 Millionen Dollar beläuft sich die Schadensersatzfor-
derung der Waffenhandelsfirma »CIC International Ltd.« mit Sitz in New 
York und Madrid. Das Unternehmen hatte am 28. September 1990, we-
nige Tage vor der Vereinigung, mit dem Eppelmann-Ministerium einen 
Vertrag geschlossen, der am 1. Oktober von dessen Staatssekretär Frank 
Marczinek bestätigt wurde. CIC hatte 80 MiG-Kampfflugzeuge, 1400 
Panzer und 350 000 Sturmgewehre für 347 Millionen Dollar bestellt. Den 
entgangenen Gewinn aus dem Weiterverkauf, unter anderem an Paki-
stan, Ecuador und Bulgarien, beziffert die Firma laut Hardthöhe auf 1,73 
Milliarden Dollar. [...]
Der in Boom bei Antwerpen residierende deutsche Waffenhändler Karl-
Heinz Schulz hatte für die »BEIJ-MA, Military Department« am 29. Sep-
tember 1990 vorwiegend Kriegsmaterial – Panzer, Schiffe, Waffen – zu 
»Schleuderpreisen« von rund 60 Millionen Mark gekauft, urteilt Stolten-
bergs Staatssekretär Pfahls. »Zur Vermeidung eines Prozesses« schloss 
Stoltenbergs Ressort im März 1991 einen Ersatzvertrag ab. [...]
Aus: Big Fred. Was geschah wirklich beim Verkauf der alten NVA-Waffen? Stoltenberg soll 
dem Parlament Auskunft geben. In: Der Spiegel, 9/1992 vom 24. 2.1992, S. 50-53.

»Die Zeit« berichtete 1995:

[...] Es stellte sich sogar heraus, dass die Bundesregierung der Türkei hin-
ter dem Rücken des Deutschen Bundestages angeboten hatte, sich ko-
stenlos aus den reichhaltigen Beständen der ehemaligen DDR-Armee zu 
bedienen. Außerdem war ruchbar geworden, dass die Bundeswehr der 
Türkei fünfzehn Kampfpanzer überlassen hat, obwohl deren Ausliefe-
rung aufgrund eines parlamentarischen Sperrvermerks untersagt war. 
Der Vorgang war so gravierend, dass der damalige Verteidigungsminis-
ter Gerhard Stoltenberg seinen Hut nehmen musste. Der traditionellen 
deutsch-türkischen Freundschaft tat das keinen Abbruch. Die (mittler-
weile legalisierten) Waffenexporte wurden nach kurzer Unterbrechung 
fortgesetzt – bis zum nächsten Eklat. Der kam 1994, wieder im Frühjahr, 
pünktlich zum traditionellen Neujahrsfest der Kurden, das stets mit der 
Gefahr aufrührerischer Proteste verbunden ist. Wiederum gab es eindeu-
tige Photos vom Einsatz ehemaliger NVA-Panzer und anderer deutscher 
Geräte im südostanatolischen Kurdengebiet. [...]
Aus: Wolfgang Hoffmann, Aufrüstung um jeden Preis. In: Die Zeit, 14/1995, 31.3.1995.

IM
Z 

Bw
/M

od
es

 (B
ild

 in
 A

us
st

el
lu

ng
sk

at
al

og
 „

Bu
nd

es
w

eh
r 

im
 E

in
sa

tz
“,

 S
. 2

8 
f.



Gallipoli 1915

18 Militärgeschichte · Zeitschrift für historische Bildung · Ausgabe 3/2009

Im Jahre 1915 war die Halbinsel Gal-
lipoli schwer umkämpft. Ihr Besitz 
bedeutete die Vorherrschaft über 

die Meerengen zwischen dem Schwar-
zen und dem Ägäischen Meer. Die os-
manischen Truppen verteidigten er-
folgreich die strategisch bedeutsamen 
Dardanellen gegen die Truppen der 
Entente. Dabei kamen auch deutsche 
Soldaten zum Einsatz; der Oberbefehls-
haber war ein Deutscher. Gallipoli war 
die erste und einzige Schlacht im Ers-
ten Weltkrieg, die auf beiden Seiten 
multinational sowie zu Lande, zu Was-
ser und in der Luft ausgefochten wurde.

Deutsche  
Ausbildungsunterstützung 

Nach dem verlorenen Ersten Balkan-
krieg 1912 befanden sich die osmani-
schen Streitkräfte in einem desolaten 

Zustand, weswegen in Istanbul noch 
Anfang 1913 die Entscheidung fiel, sie 
mit westeuropäischer Hilfe zu reorgani-
sieren. Großbritannien übernahm die 
Fortentwicklung der Marine, Frank-
reich baute die Polizei (Gendarma) auf 
und das Deutsche Reich bildete das 
Heer aus. 1913 wurde zwischen dem 
Deutschen und dem Osmanischen Reich 
ein Vertrag geschlossen, woraufhin eine 
42-köpfige Militärmission unter der Lei-
tung von Generalleutnant Otto Liman 
von Sanders in die Türkei entsandt 
wurde. Liman von Sanders war Divi-
sionskommandeur in Kassel und für 
sein schroffes, militärisch-pragma-
tisches, aber wenig diplomatisches 
 Wesen bekannt. Dies sollte in den fol-
genden fünf Jahren zu Spannungen 
führen. Zunächst war beabsichtigt, das 
I. Osmanische Korps bei Istanbul als 
Musterverband auszubilden, wozu es 

Liman von Sanders unterstellt wurde; 
deutsche Offiziere besetzten weitere 
Schlüsselpositionen des Korps. Dies 
rief die übrigen europäischen Mächte, 
insbesondere Russland, auf den Plan. 
Liman von Sanders wurde daraufhin 
zwar als Befehlshaber des Korps abbe-
rufen, stattdessen aber General der Ka-
vallerie, türkischer Marschall und so-
gar Generalinspekteur der türkischen 
Armee. Dem russischen Protest wurde 
somit formal stattgegeben, der deut-
sche Einfluss tatsächlich aber noch ge-
steigert. Der osmanische Kriegsminis-
ter Enver Pascha war 1908 Militäratta-
ché in Berlin gewesen und bewunderte 
die deutsche Armee. 

Sprachprobleme und mentale Unter-
schiede erschwerten allerdings die 
Ausbildungsbemühungen der deut-
schen Offiziere. In der Folge kam es zu 
Missverständnissen und Ärger, da die 
neuen Ausbilder oftmals mit preußi-
schen Maßstäben und Eifer die osma-
nischen Untergebenen und Kameraden 
verprellten. Ungeachtet dieser Schwie-
rigkeiten waren die ersten Erfolge der 

Gallipoli 1915
5 Gescheiterter Flottenangriff der Entente in den Dardanellen zur Ausschaltung der türkischen Forts am 18. März 1915: Türkische 

Festungsartillerie beschießt die feindlichen Linienschiffe. Gemälde von Willy Stöwer, 1915.
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Militärmission schon im Sommer 1914 
erkennbar und die deutschen Militärs 
stuften die osmanische Armee als na-
hezu kriegstauglich ein. Am 2. August 
1914 trafen die beide Länder ein ge-
heimes Bündnisabkommen, wobei sich 
das Osmanische Reich zunächst durch 
eine »bewaffnete Neutralität« aus den 
beginnenden Kriegshandlungen he-
rauszuhalten versuchte.

Die deutsche Mittelmeerdivision

Bei Kriegsbeginn wurde die deutsche 
Mittelmeerdivision (MMD), bestehend 
aus dem Großen Kreuzer »Goeben« 
und dem Kleinen Kreuzer »Breslau« 
unter dem Kommando von Admiral 
Wilhelm Souchon, nach Istanbul ent-
sandt. Am 10. August 1914 fand die 
MMD Einlass in die Dardanellen. Um 
die Neutralität des Osmanischen Reiches 
nicht zu gefährden, übergab die Kaiser-
liche Marine die beiden Kreuzer an die 
osmanische Flotte. »Goeben« und »Bres-
lau« hießen fortan »Yavuz Sultan Selim« 
bzw. »Midilli». Die deutsche Besatzung 
wurde beibehalten. Admiral Souchon 
blieb dagegen nicht nur Befehlshaber 
der MMD, sondern wurde im Septem-
ber 1914 Oberbefehlshaber der gesam-
ten osmanischen Flotte. Souchon dachte 
in größeren, strategischen Dimensio-
nen als Liman von Sanders. Er war sich 
bewusst, dass er mit der MMD das Mit-
tel für einen osmanischen Kriegseintritt 
auf Seiten der Mittelmächte in der Hand 
hielt. Unter anderem führten seine Ini-
tiative, das beharrliche Wirken des 
deutschen Botschafters und die Unter-
stützung von Enver Pascha schließlich 
am 29. Oktober 1914 zum Angriff der 
osmanischen Flotte gegen vier russi-
sche Häfen im Schwarzen Meer. 

Der Kriegseintritt des Osmanischen 
Reiches und die Schließung der Darda-
nellen mit der Halbinsel Gallipoli 
schnitten die russische Flotte vom Mit-
telmeer ab und schwächten somit die 
Entente. Im November 1914 griff daher 
die alliierte Flotte die Befestigungsan-
lagen der Meerenge an. Diese waren al-
lerdings unmittelbar nach Eintreffen 
der MMD in Istanbul ab Anfang Sep-
tember durch das »Sonderkommando 
Kaiserliche Marine Türkei« wesentlich 
verstärkt worden. Die 281 Marinesol-
daten des Sonderkommandos unter 
Führung von Admiral Guido von Use-
dom waren auf Anforderung von Sou-

chon kurzfristig aus Deutschland ent-
sandt worden, da dieser den Zustand 
der osmanischen Marine und der Küs-
tenbefestigungen beanstandet hatte. 
Nach Eintreffen des Sonderkomman-
dos wurde jedes türkische Kriegsschiff 
mit zusätzlichen deutschen Besatzungs-
mitgliedern bemannt und die Artille-
rieausbildung von deutschen Offizieren 
übernommen.

Im November 1914 bat das osmani-
sche Kriegsministerium zudem um Hilfe 
für den Aufbau einer eigenen Flieger-
schule und Fliegertruppe. Dem Wunsch 
wurde deutscherseits entsprochen. Mit 
der Fliegerstaffel 1 wurde ein Verband 
aufgebaut, der erstmalig bei Gallipoli 
zum Einsatz kam.

Der alliierte Angriff auf die 
 Dardanellen am 18. März 1915

Die alliierte Flotte griff die osmani-
schen Kräfte am 18. März 1915 auf den 
Dardanellen an. Es war die persönliche 
Entscheidung des Ersten Seelords Sir 
Winston Churchill, der diesen Auftrag 
ausschließlich an die Flotte gab und 
jegliche Unterstützung durch Lan-
dungskräfte ausschloss. Damit igno-
rierten die Alliierten die mittlerweile 
leistungsstarke Küstenartillerie beider-
seits der Dardanellen sowie die mobi-
len Artilleriebatterien unter Führung 
von Oberstleutnant Heinrich Wehrle, 
die aus ständig wechselnden Stellun-
gen die Seeminensperren überwachten 
und ein Räumen dieser Sperren im 
Vorfeld dieses Angriffes unmöglich 
machten. Die zehn großen alliierten 
Kriegsschiffe, unterstützt von zahlrei-
chen Torpedobooten und Minenräu-
mern, wurden durch die Artillerieüber-
legenheit und vor allem die Minen-
sperren abgewehrt. Nach großen Ver-
lusten, fünf Kreuzer waren gesunken 
oder schwer beschädigt, brachen die 
Alliierten den Angriff ab. Die Verluste 
auf Seiten der Verteidiger waren ver-
schwindend gering. Nach dem ge-
scheiterten alliierten Angriff aber hat-
ten sich die Verteidiger nun auf eine al-
liierte Landung zur Ausschaltung der 
bedrohlichen Artillerie einzustellen. 

Vorbereitungen gegen einen 
 alliierten Landungsversuch

Bis zum Abwehrerfolg am 18. März 1915 
war die Küstenverteidigung beider-

seits der Dardanellen und besonders 
auf Gallipoli allein der osmanischen 
Armee überlassen worden, die eine 
Verteidigung entlang der Küstenlinie 
mit drei Divisionen ohne größere pio-
niertechnische Unterstützung oder Re-
serven vorsah. Liman von Sanders 
hatte bereits im Januar 1915 gegen 
diese seiner Meinung nach unzurei-
chenden Verteidigungsbemühungen 
interveniert und besonders die Auftei-
lung in zwei unterschiedliche Kom-
mandobereiche nördlich und südlich 
der Wasserstraße beanstandet. Im Vor-
feld der nun zu erwartenden alliierten 
Landung entschied sich Enver Pascha 
dafür, Liman von Sanders als Ober-
kommandierenden beiderseits der Dar-
danellen einzusetzen. Dazu wurde die 
5. Osmanische Armee aus sechs Divi-
sionen gebildet, deren Oberbefehl der 
deutsche General am 26. März 1915 
übernahm. Liman von Sanders organi-
sierte die Küstenverteidigung nach sei-
nen Vorstellungen unverzüglich um.

Während  Liman von Sanders für sei-
nen Armeestab keinen zusätzlichen deut-
schen Generalsstabsoffizier vorsah, be-
setzte er eine Vielzahl von Schlüssel-
positionen in den Großverbänden, Ar-
tillerieeinheiten oder in Stäben seiner 
5. Osmanischen Armee mit Angehöri-
gen der deutschen Militärmission. Nach 
einer Geländebeurteilung gelangte der 
General zu der Schlussfolgerung, dass 
Landungen an vier Stellen wahrschein-

5 Der deutsche Kaiser Wilhelm II. (li.) im 
Gespräch mit Enver Pascha.
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lich seien. Die Verengung der Halbin-
sel weit im Norden bei Bulair beurteilte 
er als den meist gefährdeten Abschnitt, 
da eine Landung dort die gesamte Halb-
insel von der Versorgung abgeschnit-
ten hätte. Da die rund 60 000 Soldaten 
seiner Armee nicht ausreichten, um 
alle denkbaren Bereiche einer feind-
lichen Landung mit gleich starken 
Kräften zu verteidigen, entschied er 
sich für eine flexible Verteidigung mit 
drei Korps. Diesen fiel die Aufgabe zu, 
mit nur schwachen Kräften weit vorne 
in Küstennähe den Angriff abzuweh-
ren oder wenigstens zu verzögern, bis 
der Schwerpunkt des alliierten Angrif-
fes erkannt worden war, um sodann 
starke Reserven heranzuführen. Die 
Beweglichkeit seiner Reserven verbes-
serte Liman von Sanders durch umfas-
sende Nachtübungsmärsche, den Aus-
bau des Wegenetzes und den Einsatz 
von Fähren. 

Zusätzlich verstärkte die Armee das 
Gelände an den vermuteten Landungs-
stellen mit pioniertechnischen Mitteln 
und mit dem flankierenden Einsatz 
von Maschinengewehren. Liman von 
Sanders rechnete täglich mit einem al-
liierten Landungsunternehmen und 
war erstaunt, dass ihm schließlich vier 
Wochen für die Verteidigungsvorberei-
tungen blieben. 

Die alliierte Landung auf Gallipoli

Das Oberkommando der alliierten Lan-
dungsoperation hatte Sir Ian Hamilton 
inne, dem u.a. die britische 29. Division 
und das Australisch-Neuseeländische 

Armeekorps (ANZAC) zur Verfügung 
standen. Sein Operationsplan sah vor, 
mit den Hauptkräften im Süden und 
Westen der Halbinsel Gallipoli anzu-
landen, während ein französisches Ex-
peditionskorps einen Ablenkungsan-
griff auf das von zwei osmanischen Di-
visionen verteidigte asiatische Ufer 
plante. Gegen die besonders gefährdete 
Landenge um Bulair nahe des Golf von 
Saros sollte nur ein Scheinangriff ge-
führt werden. Allerdings erwartete 
 Liman von Sanders dort den Hauptan-
griff.

In den frühen Morgenstunden des 
25. April 1915 traten die alliierten Trup-
pen zum Angriff an. Der Angriff an al-
len drei Landungsabschnitten – Kum 
Kale auf der asiatischen Seite durch 
französische Truppen, Seddilbahir an 
der Südspitze von Gallipoli durch briti-
sche Truppen und im Westen der Halb-
insel bei Ariburnu durch das ANZAC – 
traf auf gut vorbereitete osmanische 
Truppen. Die alliierten Landungsver-
bände konnten die Bildung von schma-
len Landungsköpfen nur mit schweren 
Verlusten erkämpfen. Liman von San-
ders blieb jedoch lange Zeit auf den 
Scheinangriff im Golf von Saros fixiert 
und hielt die dort dislozierten Divisio-
nen als Reserve zurück. 

Unterdessen leisteten seine Truppen 
einen zähen Abwehrkampf, den sie 
trotz deutlicher zahlenmäßiger Unter-
legenheit so lange fortsetzen konnten, 
bis die Verstärkungen am nächsten Tag 
planmäßig herangeführt wurden. Wäh-
rend die französischen Truppen im 
Golf von Saros schon nach zwei Tagen 

wie geplant wieder eingeschifft wur-
den, um dann weiter südlich eingesetzt 
zu werden, konnten die Truppen des 
ANZAC nördlich von Kaba Tepe das 
zugewiesene Angriffsziel nicht neh-
men, sondern mussten sich in die stei-
len Anhöhen des Geländes eingraben. 
Die alliierten Angriffe wurden vor 
allem von der großkalibrigen Schiffsar-
tillerie unterstützt, der die Verteidiger 
keine ebenbürtigen Waffensysteme 
entgegensetzen konnten. Die alliierten 
Brückenköpfe konnten auch in verlust-
reichen Angriffen nach wenigen Tagen 
nur unwesentlich ausgedehnt werden. 
Mit zunehmender Dauer der Kämpfe 
lagen sich beide Seiten in allen Front-
abschnitten in einem erstarrenden Gra-
benkrieg gegenüber und vor allem die 
»drei Schlachten von Kirthe« an der 
Südfront hatten sich zu einem blutigen 
Abnutzungskampf entwickelt. Auch 
eine neue Initiative der Alliierten, die 
am 6. August mit frischen Kräften an 
allen Frontabschnitten und einer Lan-
dung von drei weiteren Divisionen im 
Norden der Halbinsel bei der Suvla-
Bucht begann, konnte aufgefangen und 
abgewehrt werden. 

Im Dezember 1915 zogen sich die alli-
ierten Truppen in einer perfekt verdeck-
ten Rückzugsoperation nahezu ohne 
Verluste von der Halbinsel zurück. Die 
Kämpfe entlang der Gefechtsstreifen 
von insgesamt weniger als 25 km in 
einem Zeitraum von sechs Monaten 
hatten auf beiden Seiten insgesamt 
rund 120 000 Gefallene und etwa 
270 000 Verwundete gekostet.

Auswirkungen und Bedeutung 
der Schlacht

Die Gründe für das Scheitern der alli-
ierten Operation waren vielfältig. Die 
Stärke der alliierten Seite hatte vor 
allem in der materiellen und artilleri-
stischen Überlegenheit, das Defizit  in 
der weitgehend schwachen Leistung 
ihrer militärischen Führer gelegen: 
 Hamilton und seine untergebenen 
Kommandeure erteilten Befehle nicht 
rechtzeitig, zeigten wenig Initiative 
und waren zu selten vor Ort, um in das 
Gefecht eingreifen zu können. Zudem 
begünstigte das Gelände insbesondere 
im Bereich des ANZAC-Landungsab-
schnittes die Verteidiger, die auf der 
gesamten Halbinsel aus überhöhten 
Stellungen kämpfen konnten. 

5 Landung von ANZAC-Truppen auf der Halbinsel Gallipoli am 25. April 1915.  
Gemälde von Austin Taylor.
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Der Abwehrerfolg war neben den al-
liierten Schwächen vorrangig der ope-
rativen Planung, dem zähen Wider-
stand der osmanischen Soldaten und 
dem guten Führungsverhalten, dem 
»Führen von vorn», einiger herausra-
gender deutscher und osmanischer Of-
fiziere, darunter des Komman-
deurs der 19. Division und spä-
teren ersten Staatspräsidenten 
der Türkei, Mustafa Kemal, 
später genannt Atatürk, zuzu-
schreiben. 

Der deutsche Anteil am 
Kampf um Gallipoli umfasste 
auch deutsche Soldaten auf 
dem Gefechtsfeld. Diese be-
dienten die Geschütze der 
Küstenbatterien, ab Anfang 
Mai 1915 kam eine Maschinen-
gewehr-Landungsabteilung 
der Marine hinzu, die zur Ver-
stärkung an Brennpunkten an 
der Südfront und später auch 
bei Ariburnu eingesetzt wurde. 
Im Sommer 1915 folgte eine 
Pionierkompanie aus Deutsch-
land, die aus Freiwilligen zu-
sammengewürfelt und ohne 
logistische Unterstützung 
nach Gallipoli entsendet wor-
den war, um dort beim Stel-
lungsbau und Minenkampf zu 
unterstützen. 

Die Fliegerstaffel 1 wurde Ende 1915 
durch die Fliegerstaffel 2 verstärkt, des 
Weiteren eine Wasserfliegerabteilung 
aufgestellt und an die Dardanellen ver-
legt. Alle Verbände waren mit deut-
schen Flugzeugen ausgestattet und 
wurden fast ausnahmslos von deut-
schen Piloten geflogen.

Der Beitrag der deutschen Marine 
zeigte sich bei der Unterstützung der 
osmanischen Schiffsbesatzungen, de-
nen jeweils ein deutscher Komman-
dant an die Seite gestellt worden war. 
Besonders hervorzuheben war der Ein-
satz von »U 21« unter dem Kommando 
von Kapitänleutnant Otto Hersing, der 
nach vierwöchiger Fahrt von Wilhelms-
haven am 25. Mai 1915 das britische Li-
nienschiff »HMS Triumph« und zwei 
Tage später die »HMS Majestic« unmit-
telbar vor der Küste von Gallipoli ver-
senkte. Diese Schiffe stellten aufgrund 
ihrer Schiffsartillerie eine besondere 
Bedrohung für die Truppen an Land 
dar. Nach diesem Erfolg zogen auch 
die anderen alliierten Kriegsschiffe für 
eine geraume Zeit ab, was eine wesent-
liche Entlastung für die osmanischen 
Truppen bedeutete. 

Strategisch hatte der Sieg von Galli-
poli weder für das Osmanische noch 
für das Deutsche Reich lang anhal-

tende Wirkung. Zwar wurden durch 
diesen Kriegsschauplatz die für die 
Westfront vorgesehenen australischen 
und neuseeländischen Truppen nach 
Gallipoli abgelenkt und auch die Ver-
sorgung Russlands war nur sehr einge-
schränkt möglich. Diese die Mittel-
mächte begünstigenden Umstände 
konnten zudem mit einem relativ ge-
ringen personellen Aufwand und, ver-
glichen mit den Materialschlachten an 
der West- und Ostfront, auch mit sehr 
begrenztem materiellem Einsatz er-
reicht werden. Das osmanische Enga-
gement in Palästina, das fortan von 
deutlich größeren deutschen Kräften 
unterstützt werden musste und schließ-
lich zur Entsendung des rund 25 000 
Mann starken »Asienkorps« aus Deutsch-
land führte, kostete jedoch kurze Zeit 
später starke Kräfte, die vor allem an 
der Westfront fehlten und die deutsche 
Kriegswirtschaft zusätzlich belasteten. 

 Klaus Wolf
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5 Mustafa Kemal Atatürk (1881–1938) 
als Oberbefehlshaber der türkischen 
Streitkräfte mit seinen Auszeich-
nungen aus dem Weltkrieg, u.a. dem 
deutschen Eisernen Kreuz, ca. 1922.
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Service Das historische Stichwort

Im Jahr 1809 erfolgte die General-
probe für den »Freiheitskrieg« ge-
gen Napoleon. Am 28. April dieses 

Jahres desertierte der Husarenmajor 
Ferdinand von Schill mit seinem gan-
zen Regiment, um auf eigene Faust 
Krieg gegen die französischen Truppen 
zu führen; zwei Monate später unter-
nahm der »Schwarze Herzog« Fried-
rich Wilhelm von Braunschweig-Oels 
einen ähnlichen Zug. Ihr Ziel war die 
Entfesselung eines flächendeckenden 
Volksaufstands gegen die napoleoni-
sche Herrschaft. Insbesondere das Kö-
nigreich Westphalen, das von Napole-
ons Bruder Jérôme regiert wurde, sollte 
»insurgiert« werden. In der Tat erhob 
sich dort Ende April die Bevölkerung: 
in Marburg und anderswo, vor allem 
aber in der Hauptstadt Kassel. Keines 
dieser Unternehmen war jedoch von 
Erfolg gekrönt. Die Masse der Men-
schen bewunderte wohl die »Freiheits-
kämpfer«, mochte ihrem Beispiel aber 
nicht folgen. Urteilt man von diesen 
Misserfolgen her, so erscheint es wi-
dersprüchlich von einer »preußischen 
Guerilla« zu sprechen, zumal Preußen 
das Paradebeispiel für staatliche Ord-
nung und militärische Disziplin war. 
Dennoch entwarfen preußische Staats-
männer und Offiziere die Idee eines 
umfassenden Guerillakrieges. 

Bereits im August 1808 unterbreitete 
der preußische Minister Freiherr Karl 
von und zum Stein seinem Monarchen 
eine Denkschrift, in der er offen über 
eine »Insurrektion« nachdachte: »In-
surrektion« – das bedeutete Aufstand, 
etwas, was bisher nicht gerade die Poli-
tik der preußischen Monarchie gekenn-
zeichnet hatte – schon gar nicht die des 
vorsichtigen, sich in traditionellen Bah-
nen bewegenden Königs Friedrich Wil-
helm III. Die Pläne Steins, Gerhard von 

Scharnhorsts und August Wilhelm 
Neidhardt von Gneisenaus, den Köp-
fen der preußischen Heeres- und 
Staatsreform, konfrontierten den Mo-
narchen jedoch mit revolutionären For-
derungen. Ihre Ursache lag in der ver-
nichtenden preußischen Niederlage 
bei Jena und Auerstedt im Oktober 
1806. Im Frieden von Tilsit von Mitte 
1807 verlor Preußen die Hälfte seines 
Territoriums, vor allem an das neuge-
schaffene Königreich Westphalen. 
Dieses verfügte nun über dieselbe Flä-
che und Einwohnerzahl wie das auf 
seinen Rumpfbestand reduzierte Preu-
ßen. Die von Preußen an Frankreich zu 
entrichtenden Kontributionen über-

stiegen das Maß des Bezahlbaren, ja 
des Vorstellbaren; die Armee wurde 
drastisch von einer Viertelmillion 
Kriegsstärke auf 42 000 Mann redu-
ziert. Unter dem Eindruck dieser mili-
tärischen, politischen, wirtschaftlichen 
und auch moralischen Katastrophe, 
aber auch vor dem Hintergrund des im 
Mai 1808 ausgebrochenen spanischen 
Volksaufstandes gegen die französi-
schen Besatzungstruppen formierte 
sich auch in Norddeutschland der 
Wille zum Widerstand. Zudem wurde 
bald klar, dass Österreich die im Jahr 
1805 bei Ulm und Austerlitz erlittenen 
Niederlagen wettzumachen gedachte 
und erneut zum Krieg rüstete. 

In seiner Denkschrift vom 11. August 
1808 schlug Stein Friedrich Wilhelm III. 
vor, er solle zunächst ein Scheinbünd-
nis mit Frankreich eingehen, um dann 
an die Seite Österreichs zu treten und 
in den verlorenen preußischen Provinzen 
einen allgemeinen Aufstand vorzube-
reiten. Scharnhorst erstellte Planungen 
zur Umsetzung dieses Vorhabens: 
Überall in Norddeutschland sollten 
konspirative Zellen entstehen, ferner 
geheime Fäden die österreichische so-
wie britische Unterstützung sichern. 
Nach Ausbruch des Krieges würde die 
österreichische Armee entlang der Elbe 
nach Norden vorstoßen, die britische 
Flotte durch logistische Unterstützung 
und Landungsoperationen in Nord-
westdeutschland zur Hilfe kommen. 
Gneisenau fasste das angestrebte 
Kriegsbild in einer weiteren Denk-

Schills Zug 
1809 – eine 
»preußische 
Guerilla«?

5 Schills Tod in Stralsund am 31. Mai 1809. Zeitgenössische Radierung.

5 Major Ferdinand v. Schill (1776–1809). 
Zeichnung/Kreide o.J. von Ludwig Buch-
horn (1770–1856).
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schrift zusammen, bei der es sich um 
eine dezidierte Guerillakonzeption 
handelte. Wie Stein bezog er sich auf 
den »Widerstand der Spanier«. Ge-
nauso sollte der Volksaufstand west-
lich der Elbe, im Königreich Westpha-
len vonstatten gehen – entfacht durch 
Preußen. Konservative Kräfte fürchte-
ten jedoch, dass ein solcher Aufstand 
auch auf der preußischen Seite losbre-
chen könnte, weswegen sie von den 
Preußischen Reformern als »Franzosen-
partei« geschmäht wurden. Auch der 
König lehnte derlei »Insurrektions-
pläne« rundherum ab. 

Aus konservativer Sicht ergab sich 
aber bald Grund zur Entwarnung: Ein 
Brief Steins vom 15. August geriet 
Napoleons Nachrichtendienst in die 
Hände. Das zog im Dezember 1808 
Steins Ächtung durch Napoleon nach 
sich. Auf dessen Druck musste der 
preußische König Stein als Minister 
entlassen. Damit war einer »offiziellen« 
Guerillakonzeption in Preußen der Bo-
den entzogen, bevor sie recht entwi-
ckelt worden war. 

Unterdessen befand sich Napoleon 
in Spanien, wo er ab Ende Oktober 
1808 für zwei Monate selbst das Kom-
mando führte. Mit seinem schnellen Ein-
zug in Madrid war es dem Kaiser der 
Franzosen gelungen, seinen Bruder 
Joseph dort als spanischen Herrscher 
zu installieren, nachdem er im April das 
miteinander konkurrierende Vater-Sohn-
Gespann der spanischen Bourbonen-
dynastie zur Abdankung gezwungen 
hatte. Dies wiederum hatte den berühm-
ten Madrider Aufstand vom 2. Mai ge-
gen das napoleonische Regime ausge-
löst. Zwar war diese Erhebung rasch 

und brutal niedergeschlagen worden, 
doch loderte seitdem allenthalben auf 
der Halbinsel der Widerstand. Von nun 
an wurde das Wort »Guerilla«, das sich 
anfangs nur auf eine Taktik, den soge-
nannten Kleinen Krieg bezog, im Sinne 
eines »Volkskrieges« umgedeutet. Al-
lerdings war der bis Ende 1813 in Spa-
nien tobende Krieg kein reiner Volks-
krieg; erst die Gemengelage zwischen 
Staaten- und Bürgerkrieg erklärt sei-
nen neuartigen Charakter. Die Guerilla 
war einerseits eine »revolutionäre« Art 
der Kriegführung, andererseits boten 
ihre Erscheinungsformen krasse Bei-
spiele für den Rückfall in überwunden 
geglaubte Zeiten. In weiten Teilen Spa-
niens herrschte Anarchie. 

Auch in Norddeutschland ergab sich 
eine Gemengelage von neuen und al-
ten Aspekten. Dies erklärt zum Teil 
auch den heftigen Widerstand der 
Konservativen gegen jede Idee eines 
»Volkskrieges«, da sie einen Rückfall 
in vormoderne Barbarei fürchteten. 
Dennoch kamen hier ebenfalls Züge ei-
ner dezentralen Kriegführung zum 
Tragen. Einen Anfang machte Schill, 
als er im Frühjahr 1807 vor der belager-
ten Festung Kolberg ein kleines Frei-
korps aufstellte – viel bejubelt, doch 
taktisch nur von begrenzter Wirkung. 
Umso größer entfaltete sich der publi-
zistische Widerhall: Schill wurde rasch 
zur nationalen Ikone. Dies konnte so-
wohl unter preußischem als auch unter 
deutschem Vorzeichen gedacht wer-
den, und dies wies klar über altpreu-
ßische Denkgewohnheiten hinaus. 
Schill zog mit seinem vom Freikorps 
zum regulären Regiment umgeformten 
Verband im Dezember 1808 triumphal 

in Berlin ein. Er avancierte zum Lieb-
ling der preußisch-deutschen Patrio-
ten, bei deren Insurrektionsplänen er 
im Zentrum stand. Sein Verband sollte 
nach Westphalen ziehen, dort die Be-
völkerung aufwiegeln und den ge-
planten Krieg Preußens an der Seite 
Österreichs vorbereiten. Als Österreich 
rüstete, der preußische König jedoch 
zauderte, schlug Schill auf eigene Faust 
los. Nach einem fulminanten Zug 
durch Norddeutschland scheiterte er 
am 31. Mai 1809 in der von ihm aus-
sichtslos verteidigten Stadt Stralsund. 
Sein Beispiel wirkte jedoch fort. 

Zwei Jahre später, 1811,  ließ Gneise-
nau seinem König erneut eine Denk-
schrift zum Guerillakrieg zukommen; 
ebenso Carl von Clausewitz im fol-
genden Jahr, bevor er frustriert in rus-
sische Dienste trat. Im Aufbruchsjahr 
1813 änderte sich jedoch die militärpo-
litische Lage, und es wurde eine Land-
sturmverordnung erlassen, die genau 
im Sinne eines radikalen Volksauf-
standes den »totalen Widerstand« pro-
klamierte. Diese Konzeption blieb je-
doch praktisch folgenlos – ganz im Ge-
gensatz zu der im Februar und März 
1813 so wirkungsvoll proklamierten 
Wehrpflicht, auf Grund welcher bis 
zum Sommer jenes Jahres rund 280 000 
Mann bewaffnet ins Feld zogen. Durch 
diese neue Streitmacht und durch die 
umfassenden Wehrbeiträge der Men-
schen in Form von Geld, Schmuck, 
Sach- und Dienstleistungen konnte im 
»Sturm 1813« in der Tat der Eindruck 
eines »Volkskrieges« entstehen, der 
sich in einem »Freiheitskrieg« entlud. 
Der König  sprach lieber von einem 
»Befreiungskrieg«, den er für sich re-
klamierte. Die wahre Initiative aber lag 
bei den Patrioten. Und die wirkliche 
Befreiung ging von Russland aus, dem 
der König zögerlich folgte, phasen-
weise begeistert unterstützt durch »das 
Volk«. 

Es war ausgerechnet Friedrich Wil-
helm III. der das Symbol für den Volks-
krieg schlechthin stiftete: In seiner 
Denkschrift vom August 1811 hatte 
Gneisenau eine Auszeichnung ange-
regt, die alle aufgebotenen Männer auf 
Lebenszeit tragen sollten. Daraus ent-
wickelte der Monarch den Orden, der 
unterschiedslos an Kämpfer aller 
Dienstgrade und aller Stände verliehen 
wurde: das Eiserne Kreuz. 

Martin Rink
5 Sitzung der Militär-Reorganisations-Kommission am 18. Oktober 1807 in Königs-

berg. Chromotypie nach einer Zeichnung von Carl Röchling, um 1900.
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Medien online/digital

online

Die »Bundeszentrale für politische Bil-
dung« erfreut sich eines ebenso hohen 
Bekanntheitsgrades wie die einzelnen 
Landeszentralen. Nicht ganz so be-
kannt dürfte die Tatsache sein, dass die 
genannten Institutionen eine »Bundes-
arbeitsgemeinschaft Politische Bildung 
Online« (BAG) gegründet haben, wel-
che die Internetseite www.politische-
bildung.de betreibt. Sie bietet auch ei-
nen kostenlosen Newsletter an. Somit 
stehen einerseits die Angebote der po-
litischen Bildung von Bund und Län-
dern schnell und übersichtlich zur Ver-
fügung, andererseits wird der Nutzer 
auf gemeinsame Produkte hingewiesen. 

Unter dem Punkt »Aktuelles« stehen 
u.a. die Themen »60 Jahre Grundgesetz 
und Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland« (mit Ausblick auf die 
DDR) sowie »20 Jahre friedliche Revo-
lution und Deutsche Einheit« zur Aus-
wahl. Die dort aufgelisteten Materi-
alien können als PDF-Datei herunter-
geladen werden. Die Rubrik »Themen-
katalog« listet allein im Bereich 
»Geschichte und Zeitgeschehen« nicht 
weniger als 211 Angebote auf, die sich 
wiederum untergliedern in: Geschichte 
– Gesamtdarstellung sowie jeweils ei-
gene Rubriken für das 19., 20. und 21. 
Jahrhundert, Biografien, Gedenkstät-
ten und Regionalgeschichte runden 
hier die Palette ab. Gesellschaft, Staat, 
Politische Bildung, Politikportale, Poli-
tikfelder, Europa und Internationale 
Politik ergänzen auf der Ebene von 
»Geschichte und Zeitgeschehen« den 
»Themenkatalog«.

Die Abteilung »Angebote der Zentra-
len« verzeichnet die Materialien inklu-

historisch interessierte Laien können 
mit Hilfe von Quellen ihren Kenntnis-
stand über das in der Literatur vermit-
telte Geschichtswissen hinaus erwei-
tern und selbst zum »Forscher« wer-
den (das dazu notwendige Hand-
werkszeug haben wir Ihnen im Heft 
1/2007 auf S. 25 vorgestellt). Zudem 
eignen sich Quellen hervorragend als 
Arbeitsmittel in der historisch-poli-
tischen Bildung: Anhand von Quellen 
können historische Sachverhalte in 
Einzel- oder Gruppenarbeit unter einer 
erkenntnisleitenden Fragestellung 
selbstständig erschlossen und dadurch 
Lerninhalte nachhaltig vermittelt wer-
den. 

Während in vordigitaler Zeit Quellen 
zumeist nur durch einen Besuch von 
Archiven oder Bibliotheken beschafft 
werden konnten, ermöglicht das World 
Wide Web heute einen schnellen Zu-
gang zu Quellenmaterial. Unterschied-
liche Webseiten zu diesem Thema ha-
ben wir Ihnen bereits empfohlen (so 
z.B. www.documentarchiv.de im Heft 
2/2007 auf S. 25 oder www.digam.net 
im Heft 4/2008 auf S. 24). Das Digitali-
sierungszentrum der Bayerischen 
Staatsbibliothek bietet auf seiner Web-
seite www.digitale-sammlungen.de 
den direkten Zugriff auf derzeit 147 196 
Titel an historischen Druckschriften. 
Darunter befinden sich unter anderem 
Ranglisten, Truppengeschichten und 
kriegsgeschichtliche Werke der unter-
schiedlichsten Epochen. Ein beson-
deres Highlight bildet die vollständige 

sive CDs und DVDs, die von Bund und 
Ländern erstellt wurden und kostenlos 
bezogen werden können. Zu nennen 

sind hierbei etwa die 
CD »August 1968 – 
Das Ende des Prager 
Frühlings« oder die 
interaktive Dokumen-
tation »Die Weimarer 
Republik«. Eine ei-
gene Rubrik »Lernen 
und Spielen« widmet 
sich der Verbindung 
dieser beiden Ele-
mente. Hier werden 
»Projekte«, »E-Lear-
ning«, »Forschen mit 
Grafstat«, »Foren«, 
»Podcasts« sowie 

»Quiz und Spiele« vorgestellt, die auf 
Abruf bereitstehen. 

Die Internetseite bietet viele Möglich-
keiten für die Mittler der historischen 
Bildung, aber auch das breite Publi-
kum wird das Angebot zu schätzen 
wissen.

hp

Münchener  
Digitalisierungszentrum

Quellen sind das Material, aus dem der 
Historiker die Vergangenheit als Ge-
schichte rekonstruiert. Ohne Quellen 
wäre eine wissenschaftliche Ge-
schichtsschreibung undenkbar. Doch 
nicht nur für den Fachhistoriker sind 
Quellen von großem Interesse, auch 

http://www.digitale-sammlungen.de/

http://www.politische-bildung.de
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digitalAusgabe der Reichstagsprotokolle ein-
schließlich aller Anlagen aus den Jah-
ren 1867 bis 1942. Mit Hilfe eines »vir-
tuellen Gesamtregisters« lassen sich 
zum Beispiel Redebeiträge zum Thema 
Militär leicht recherchieren. Darüber 
hinaus wurden alle Reichstagsabge-
ordneten in einer Datenbank erfasst. 
Viele der in der Digitalen Bibliothek 
zur Verfügung gestellten Bücher lassen 
sich direkt als PDF-Dokument herun-
terladen. 

mn

Zeitgeschichte

Zeitgeschichte ist nicht nur für Histori-
ker ein weites Themenfeld, und gerade 
für Nichthistoriker ist es schwierig, 
sich einen Zugang zu verschaffen. Der 
Internetauftritt »zeitgeschichte-
online«(ZOL) bietet sowohl für interes-
sierte Schüler als auch für Hobby- und 
professionelle Historiker eine entspre-
chende Plattform – um sich zu infor-
mieren, Meinungen auszutauschen 
und umfangreiche Datenbanken zu 
nutzen.

ZOL ist ein Projekt des Zentrums für 
Zeithistorische Forschung, Potsdam, 
und der Staatsbibliothek zu Berlin – 
Preußischer Kulturbesitz (SBB). Durch 
die Vielzahl der Angebote, wie zum 
Beispiel die Suche nach Institutionen 
für Zeitgeschichte, Informationen zu 
zeithistorisch relevanten Personen, das 
Nachschlagen in Katalogen und Da-
tenbanken, den Besuch von Foren und 
vieles mehr ist diese Website ein idea-
ler Einstieg in die zeithistorische Ge-
schichtswissenschaft im deutschspra-
chigen Raum wie auch ein hilfreiches 
Portal für Mann und Frau vom Fach.

In der Rubrik »Institutionen« werden 
umfassend verschiedenste Einrich-
tungen aufgelistet, die sich mit dem 
Thema befassen: Bibliotheken, Fachge-
sellschaften, Universitäten, For-
schungsinstitute, aber auch Behörden, 
Verlage, Archive, Museen und Gedenk-
stätten. Es sind nicht nur die Kontakt-
daten angegeben, sondern jede Ein-
richtung wird auch in wenigen Worten 
umrissen.

Die Rubrik »Personen« listet Web-
sites mit Biografien zu Personen der 
Zeitgeschichte, biografische Nachschla-
gewerke im Web und Zeithistoriker 
auf, nach denen jeweils auch gezielt ge-
sucht werden kann. Eine weitere Abtei-

aufgrund der Möglichkeiten des Medi-
ums, weit über eine Printpublikation 
hinausgeht. »Die RAF als Geschichte 
und Gegenwart« etwa bietet eine um-
fassende Chronik, eine kommentierte 
Filmografie, drei Originalbeiträge, fünf 
Beiträge aus der Zeitschrift »Zeithisto-
rische Forschungen« (seit 2004), 16 di-
gitale Reprints aus Büchern und Zeit-
schriften (seit 1996), eine umfassende 
Text- und Materialsammlung der Aus-
stellung über die RAF in Berlin »Zur 
Vorstellung des Terrors«, Pressestim-
men zu Geschichte und Gegenwart der 
RAF (2006 bis 2008), Bücher im Spiegel 
der Kritik sowie Onlineressourcen.

Von militärhistorischem Interesse 
sind in der Rubrik »Themen« unter an-
derem die Text- und Materialsamm-
lungen zu »Fronterlebnis und Nach-
kriegsordnung – Wirkung und Wahr-
nehmung des Ersten Weltkrieges« so-
wie zum 20. Juli 1944 (siehe hierzu 
auch die Debatte um den Film »Opera-
tion Walküre – Das Stauffenberg Atten-
tat« in der Rubrik »Film«); ebenso räu-
men die Macher der Seite der Debatte 
um das Ehrenmal der Bundeswehr 
breiten Raum ein.

Der Aufbau der Website ist übersicht-
lich und leicht verständlich. Die Texte 
können zumeist als PDF-Dateien auf-
gerufen und heruntergeladen werden. 
Durch die Suchfunktionen in den Da-
tenbanken steht sowohl dem Durch-
stöbern als auch einer gezielten Suche 
nichts im Wege.

Nico Busch

lung ist mit »Texte und Quellen« 
umschrieben. Sie bietet u.a. eine Voll-
textsammlung – gegliedert in Hoch-
schulschriften, Artikel, Quellen und 
Monografien, ein Verzeichnis elektro-
nischer Zeitschriften sowie zahlreiche 
Multimediaangebote im Netz – all dies 
natürlich immer mit entsprechender 
Verlinkung, um bei Bedarf gleich die 
gewünschte Seite ansehen zu können. 
Der Nutzer wird in einer nächsten Ru-
brik (Projekte & Foren) über vergan-
gene, aktuelle und geplante zeithistori-
sche Projekte informiert und kann in 
zahlreichen Online-Foren mitdiskutie-
ren. 

In der Abteilung »Film« werden 
Filme mit zeithistorischem Bezug be-
sprochen und Pressestimmen gesam-
melt. Zudem wird man über zeithisto-
rischen Filme und Sendungen im Fern-
sehen informiert, und der Nutzer er-
hält Tipps zu Beiträgen im Radio und 
in der Presse. ZOL bietet darüber hi-
naus in Zusammenarbeit mit dem Info-
radio des rbb (Rundfunk Berlin-Bran-
denburg) Hördateien zu Podiumsdis-
kussionen und Interviews an, die sich 
kostenlos herunterladen und anhören 
lassen.

Die »Themen«, so auch der Name ei-
ner eigenen »Rubrik«, mit denen sich 
ZOL schwerpunktmäßig befasst, sind, 
mit wenigen Ausnahmen zur internati-
onalen Zeitgeschichte, auf den deutsch-
sprachigen Raum begrenzt. Dieser Teil 
ist mitunter so umfassend, dass die 
Breite an Angeboten, natürlich auch 

http://www.digitale-sammlungen.de/



Osteuropa 1989 

Am 13. März 1985 hatte sich in Mo-
kau eine hochrangige Trauerge-

meinde eingefunden, um – innerhalb 
von nur zweieinhalb Jahren – mit Kons-
tantin U. Tschernenko den dritten be-
tagten Sowjetführer zu Grabe zu tra-
gen. Das Begräbnisritual hatte der Nach-
folger auf dem Generalsekretärsposten 
zu organisieren: Michail S. Gorba-
schow, ein mit 54 Jahren erstaunlich 
junger Kremlchef. Als Trauerredner 
traten nacheinander die Führer der so-
wjetischen Satellitenstaaten an. An-
hand der Reihenfolge der Redner cha-
rakterisiert György Dalos eingangs be-
reits kurz diese Altherrenriege sowie 
deren Verhältnis zum »Großen Bru-
der«, um anschließend noch in der Ein-
leitung der Frage nachzugehen, wie 
die Perestrojka ins Rollen kam und sich 
schließlich verselbstständigte. Nach 
diesem »spätsowjetischem Gruppen-
bild« charakterisiert der Autor in sechs 
Kapiteln die Satellitenstaaten Polen, 
Ungarn, DDR, Bulgarien, CSSR und 
Rumänien. Im Mittelpunkt der Be-
trachtung stehen die 1980er Jahre, und 
hier vor allem auf die letzten Monate 
vor dem jeweiligen Ende der kommu-
nistischen Herrschaft, die gesellschaft-
lichen Verwerfungen und die Lage der 
Dissidenten ebenso wie die zum Teil 
bis zu allerletzt verzweifelten Versuche 
der Machthaber, dem Niedergang der 
kommunistischen Herrschaft Einhalt 
zu gebieten. Dieser Niedergang hatte 
sich vermutlich bereits mit den ersten 
Aufständen im kommunistischen Block 
1953, 1956 und 1968 sowie ihrer ge-
waltsamen Niederschlagung abzuzei-
chnen begonnen. 

Hier schreibt ein Fachmann auf 
höchstem literarischem Niveau. Dalos, 
selbst ehemaliger ungarischer Dissi-
dent, geizt dabei nicht mit Ironie. Tref-
fend bringt er auch immer wieder an-
hand von seinerzeit kolportierten Wit-

Srebrenica 

Im Juli 1995 eroberten bosnisch-ser-
bische Truppen die UN-Sicherheits-

zone Srebrenica im Osten Bosnien-Her-
zegowinas. Wenige Tage später depor-
tierten und ermordeten sie ca. 8000 
Männer, die mit ihren Familien dort 
Zuflucht gefunden hatten. Einer, der 
überlebte, war der damals 18-jährige 
Emir Suljagić. Er war 1992 aus dem 
weiter nördlich gelegenen Bratunac in 
das damals als sicher geltende Srebre-
nica geflohen. Ein Jahr später beschloss 
der UN-Sicherheitsrat die Einrichtung 
von Sicherheitszonen (»safe areas«) für 
die verfolgte Zivilbevölkerung. Srebre-
nica war eine von ihnen. Zunächst 
wurden dort französische, später kana-
dische und schließlich niederländische 
UN-Soldaten  stationiert. Für die Bevöl-
kerung war jedoch die Einrichtung der 
Sicherheitszone eine zwiespältige An-
gelegenheit. Einerseits schien sie Sicher-
heit und Hilfe zu versprechen. Anderer-

der serbischen Besetzung Srebrenicas 
reagierten und von welchen Zufällen 
es auch abhängen konnte, ob jemand 
den anschließenden Massakern ent-
kommen konnte oder nicht.

Aleksandar-S. Vuletić

Südosteuropa 

Es gibt massenhaft Literatur zum 
Partisanenkrieg, zu Jugoslawien, 

zu Griechenland, zu Albanien sowie zu 
beiden Weltkriegen, vornehmlich zum 
Zweiten Weltkrieg. Das vorliegende 
Buch verbindet Partisanenkampf mit 
Militäroperationen, betrachtet ganz 
Südosteuropa und behandelt den deut-
lich längeren Zeitraum von 1878 bis 

zur Gegenwart. Es schließt somit eine 
große Forschungslücke.

Der Band gliedert sich in fünf große 
Abschnitte. »Raum und Vorgeschichte« 
und stellt die südosteuropäischen Län-
der inklusive ihrer Geografie, Völker 
bzw. Ethnien vor. Es folgen zeitlich ge-
gliederte Kapitel zu »Militärische Ope-
rationen 1878–1949«, »Der politische 
Kontext Jugoslawiens 1945–1992« und 
»Vom großserbischen Traum zum Ende 
Jugoslawiens«. Eine »Politisch-strategi-
sche Beurteilung Südosteuropas im 
Sommer 2008« steht am Ende des Wer-
kes. Abgerundet wird der Band durch 
eine Vielzahl von (Schlachten-/Ge-
fechts-)Skizzen, Bildern, Tabellen, Kurz-
biografien, Zeittafeln und Karten, inklu-
sive einer Übersichtskarte Südosteuro-
 pa im Maßstab 1:2 000 000. Ein umfang-
reiches Literaturverzeichnis, ein Anhang 
zu geografischen Namen sowie ein Per-
sonenregister beenden das Werk.

Dieses Buch macht einmal mehr deut-
lich, wie wichtig es ist, gerade den Parti-
sanenkrieg in einen zeitlich, örtlich und 
kulturell größeren Zusammenhang zu 
betrachten. Dies ist am Beispiel Südost-
europa hervorragend gelungen 
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seits erwies sich die humanitäre Hilfe 
der internationalen Organisationen als 
völlig unzureichend und der Schutz 
des Lebens für Tausende männlicher 
Einwohner am Ende als reine Illusion. 
Humanitäre Lieferungen, sofern sie 
von den serbischen Belagerern durch-
gelassen wurden, erreichten die Einwoh-
ner allzu oft nur auf dem Schwarzmarkt. 
Die hungernden Menschen kämpften 
ums tägliche Überleben. Aus der bela-
gerten Stadt versuchten bewaffnete 
bosnisch-muslimische Verbände, die 
serbische Belagerung zu durchbrechen. 
Dabei geriet die Zivilbevölkerung im-
mer mehr zwischen die Fronten.

All dies schildert Suljagić schonungs-
los. Gerade deshalb ist dieser Zeitzeu-
genbericht sehr lesenswert. Er zeigt, 
wie dieser Krieg jeden erfasste, wie die 
Möglichkeiten, zwischen Gut und Böse 
zu unterscheiden, im täglichen Überle-
benskampf zunehmend verschwan-
den, wie hilflos die UN-Truppen bei 

Militäroperationen und 
Partisanenkampf in 
Südosteuropa. Vom 
Berliner Kongress zum Ende 
Jugoslawiens. Hrsg. von der 
Arbeitsgemeinschaft 
TRUPPENDIENST, Bundes-
ministerium für Landesver-
teidigung und Sport, Wien 
2009. ISBN 978-3-901183-
55-5; 681 S., 40,00 Euro

György Dalos, Der Vorhang 
geht auf. Das Ende der 
Diktaturen in Osteuropa, 
München 2009.  
ISBN 978-3-406-58245-5; 
272 S., 19,90 Euro

Emir Suljagić, Srebrenica 
– Notizen aus der Hölle. 
Aus dem Bosnischen von 
Katharina Wolf-Grieß-
haber, Wien 2009.  
ISBN 978-3-552-05447-9; 
238 S., 17,90 Euro
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zen politische oder gesellschaftliche 
Zustände auf den Punkt, etwa im Falle 
Rumäniens:  »Eine zerstreute Hausfrau 
steht mit einer leeren Einkaufstasche 
vor der Tür ihrer Wohnung und fragt 
sich: ›Wollte ich gerade einkaufen ge-
hen, oder bin ich schon zurück?‹ «

mt

DDR 1989 

Begriffe sind mehr als nur Worte. Sie 
transportieren zugleich Meinungen 

und Wertungen. Das Ende der SED-
Herrschaft 1989 wird von den einen als 
»Wende«, von den anderen als »Revo-
lution« bezeichnet. Der Begriff 
»Wende« wurde im Herbst 1989 von 
Egon Krenz und damit noch vom »al-
ten Regime« geprägt. Opposition und 
Demonstranten sprechen mit erkenn-
baren Stolz von ihrer »Revolution«. 
Ilko-Sascha Kowalczuk wählt für sein 
Buch einen Titel abseits der üblichen 
Formulierungen: »Endspiel«. Im Un-
tertitel spricht auch er von der »Revo-
lution« und bezieht damit klar Posi-
tion. Kowalczuk, geboren 1967 in Ost-
Berlin, ist nicht nur Historiker, sondern 
zugleich Zeitzeuge des Geschehens 
1989. Er schildert in seinem Buch, wie 
und warum es 1989 zur Revolution 
kam. Das Ende der DDR lässt sich ohne 

Ferdinand von Schill 

In dieser Ausgabe der Militärge-
schichte erinnert Martin Rink im »His-

torischen Stichwort« an Ferdinand von 
Schill. Vor 200 Jahren unternahm Schill 
zusammen mit seinem Husarenregiment 
den verzweifelten Versuch, einen Volks-
aufstand gegen Napoleon zu entfachen. 
Sein jähes Ende fand dieses Unterneh-
men in Stralsund, wo Schill am 31. Mai 
1809 zusammen mit vielen seiner Ge-
fährten im Straßenkampf den Tod fand. 
Trotz oder vielleicht gerade wegen sei-
nes Scheiterns wurde er zum Idol der 
deutschen Einheits- und Freiheitsbewe-
gung des 19. Jahrhunderts. Auch die 
beiden deutschen Diktaturen des 20. Jahr-

tur lobte, Kowalczuk  habe »ein furi-
oses Buch über die `89er Revolution in 
der DDR geschrieben: klug und saftig, 
erfrischend unideologisch und mit 
milder Ironie«.   
 ks

Erster Weltkrieg 

Die Sowjetunion hatte zu Beginn 
der 1960er Jahre Raketen auf Kuba 

stationiert; das Hochwasser der Elbe 
im Jahre 2000 hatte gewaltige Ausdeh-
nungen. Beide Entwicklungen konnten 
durch ein Medium erkannt werden: 
durch Luftaufnahmen. Sie bildeten und 
bilden ein ganz wesentliches Mittel der 
(militärischen) Aufklärung und stellen 
u.a. die Basis für das Kartenwesen dar.

Helmut Jäger hat den erfolgreichen 
Versuch unternommen, die Anfänge 
der militärischen Fotografie bis 1918 
nachzuzeichnen. Er streift zunächst 
den Beginn von Foto, Film und Luft-
fahrt gegen Ende des 19. und zu Be-
ginn des 20. Jahrhunderts, um sich 
dann im Detail der Luftbildaufklärung 
in den Manövern und Wettbewerben 
vor 1914 zuzuwenden. Da der Erste 
Weltkrieg im Wesentlichen ein Stel-
lungskrieg war, konnten nur noch Luft-
schiffe, Flugzeuge und Ballone die geg-
nerischen Stellungen fotografieren und 
somit aufklären. Dem Luftbildwesen 
kam somit erhöhte Bedeutung zu.

Unter anderem durch das vernich-
tende Trommelfeuer war das Gelände 
so gründlich zerstört, dass die bishe-
rigen Karten wenig hilfreich waren. 
Mittels Fotografie wurde die Ge-
schichte des Kriegsvermessungswe-
sens neu geschrieben.

Ilko-Sascha Kowalczuk, 
Endspiel. Die Revolution 
von 1989 in der DDR, 
 München 2009.  
ISBN 978-3406583575;  
600 S., 29,90 Euro

Veit Veltzke (g.),  
Für die Freiheit – 
gegen Napoleon. 
Ferdinand von Schill, 
Preußen und die deutsche 
Nation, Köln, Weimar, 
Wien 2009.  
ISBN 978-3-412-20340-5; 
440 S., 29,90 Euro

den Blick auf die vielfältigen Krisener-
scheinungen ihrer letzten Jahre nicht 
erklären oder verstehen. Kowalczuk 
möchte mit seinem Buch ein, wie er 
sagt, Paradoxon erklären: die schein-
bare Stabilität und Ruhe in der DDR 
bis in den Spätsommer 1989 hinein und 
dann das atemberaubende Tempo des 
Zusammenbruchs der SED-Herrschaft 
und schließlich des Staates. Den Wi-
dersprüchen innerhalb des Staates und 
der Gesellschaft der DDR gilt sein be-
sonderes Augenmerk. Anschaulich 
zeichnet er ein Panorama des unterge-
henden Staates. Deutschlandradio Kul-

hunderts bedienten sich des Mythos 
Schill für ihre ideologischen Zwecke. 

Dem »langen Ritt« des preußischen 
Husarenmajors durch die deutsche Ge-
schichte widmet sich die Ausstellung 
»Für die Freiheit – gegen Napoleon. 
Ferdinand von Schill, Preußen und die 
deutsche Nation« (siehe S.  30). Der 
gleichnamige Begleitband ist im Böh-
lau-Verlag erschienen. Der »Patriot und 
Partisan« Schill wird in diesem äußerst 
ansprechend gestalteten Buch einge-
hend analysiert und die nationale Schill-
rezeption wie auch die lokale Schilltra-
dition über zwei Jahrhunderte hinweg 
nachgezeichnet. Darüber hinaus fin-
den sich hochinteressante Beiträge 
über »Preußens Krieg und Niederlage 
1806–1807« und über die antinapoleo-
nischen Erhebungen auf deutschem 
Boden. Alle Beiträge bewegen sich auf 
dem neuesten Stand der Forschung. Ab-
gerundet wird der positive Gesamtein-
druck durch ein ausführliches Personen-
register und eine chronologische Da-
tensammlung. Es bleibt zu hoffen, dass 
andere Personen und Ereignisse der 
napoleonischen Epoche eine ähnliche 
historische Würdigung finden werden.

mn

Helmut Jäger,  
Erkundung mit der 
Kamera.  
Die Entwicklung der 
Photographie zur Waffe 
und ihr Einsatz im  
1. Weltkrieg,  
München 2007.  
ISBN 978-3-00-021816-3; 
324 S., 24,90 Euro

Ein Blick auf die verwendete Kame-
ratechnik, von der Plattenbildkamera 
mit Glasplattennegativen bis zum Rei-
henbildner mit Rollfilm, rundet das 
Buch ab.  
 hp
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»Grenzverletzungen« an der deutsch-deutschen Grenze Ende 1989

Bundesarchiv-Militärarchiv

In der Überlieferung des Stellvertreters des Hauptstabes 
für operative Fragen im Ministerium für Nationale Ver-
teidigung der Deutschen Demokratischen Republik fin-
det sich ein Bericht über »die Lage an der Staatsgrenze 
der DDR« für den Monat Oktober 1989. Aus der Anlage 1 
dieses Dokumentes geht hervor, dass im Berichtszeit-
raum insgesamt 1563 »Grenzverletzungen« gemeldet 
wurden – 307 Fälle mehr als im Vormonat, was eine Stei-
gerung um 24 Prozent bedeutete. Von den 1563 »Grenz-
verletzungen« entfielen wiederum 78 Prozent auf die 
Staatsgrenze zu Berlin (West). 

Die »Grenzverletzungen« waren in § 17 des Gesetzes 
über die Staatsgrenze der DDR vom 25. März 1982 defi-
niert und bildeten die Grundlage für die Aufschlüsselung 
in den »Berichten über die Lage an der Staatsgrenze« und 
deren Anlagen. Diese Berichte wurden monatlich im Ver-
teidigungsministerium verfasst. Sie dienten in kompri-
mierter Form insbesondere der Information des General-
sekretärs des Zentralkomitees der SED und des Vorsitzen-
den des Nationalen Verteidigungsrates. Grundlage für die 
Angaben bildeten die statistischen Erhebungen, die von 
den Grenztruppen sowie dem Ministerium für Staatssicher-
heit  und dem Ministerium des Innern gemeldet wurden.

Für den Anstieg bei den Grenzverletzungen im Oktober 
1989 im Vergleich zum Vormonat sorgten Handlungen 
von außen wie das unerlaubte Betreten des DDR-Gebie-
tes, die von »Provokateuren« vom Boden der Bundesrepu-
blik oder West-Berlins gegen die DDR-Grenze ausgingen. 

Eine andere Zahl an Vorfällen, bei denen die Grenze der 
DDR von innen »verletzt« wurde, war hingegen leicht 
rückläufig: Im September versuchten noch 190 Menschen 
aus der DDR, die Grenze zur Bundesrepublik zu durch-
brechen, nur 15 von ihnen hatten Erfolg. Im Oktober 1989 
riskierten 169 DDR-Bürger den Grenzdurchbruch, von 
denen nur 14 die Flucht gelang. Der leichte Rückgang 
hing vor allem mit den Ereignissen in Ungarn zusammen: 
Dort hatte man im Mai 1989 mit dem allmählichen Abbau 
der Grenzzäune zu Österreich begonnen. Nach der voll-
ständigen Öffnung der ungarischen Grenze am 11. Sep-
tember 1989 nutzten zahlreiche DDR-Bürger diese Mög-
lichkeit zur Flucht in das westliche Ausland, die ungleich 
weniger riskant als ein gewaltsamer Grenzdurchbruch an 
der deutsch-deutschen Grenze war. Mit Inkrafttreten der 
neuen Reisebestimmungen für die Bürger der DDR zum 
9. November 1989 trat schließlich eine grundlegende Ver-
änderung der »Lage an der Staatsgrenze« ein. Im Novem-
ber gingen die Versuche von Grenzdurchbrüchen aus der 
DDR in die Bundesrepublik oder West-Berlin drastisch 
zurück. Dagegen nahmen jedoch die »Grenzverlet-
zungen« aus dem Westen sowie die gewaltsamen Beschä-
digungen von Grenzsicherungsanlagen, besonders an der 
Grenze der DDR zu West-Berlin, zu. Immer häufiger 
wagten sich die Menschen aus dem Westen an die DDR-

Grenze heran, die seit dem 9. November kontinuierlich 
durchlässiger wurde: Aufgrund des massiven Druckes 
durch die Bevölkerung der DDR wurden bis zum 31. De-
zember 1989 zu den bestehenden 45 Grenzübergangsstel-
len zur Bundesrepublik zusätzlich 73 und an der Grenze 
zu West-Berlin 13 weitere solcher Stellen eröffnet, die 
Hälfte davon bereits im November 1989. Mit dem lang-
samen Abbau der DDR-Grenzanlagen in Berlin kam auch 
die große Zeit der »Mauerspechte«, Souvenirjäger, Händ-
ler und Künstler, die sich einen Teil der Mauer als Erinne-
rungsstück an die deutsch-deutsche Teilung im Kalten 
Krieg sicherten.

Susanne Meinicke
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5  Anlage 1: Grenzverletzungen vom Gebiet der BRD, BERLIN 
(WEST) und vom  Offenen Meer aus, Oktober 1989, BArch, 
DVW 1/119201, Bl. 86.
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Am 1. August 1944 erhoben sich rund 45 000 Kämpfer, über-
wiegend Angehörige der Polnischen Heimatarmee (Armia 
Krajowa, AK), gegen die deutschen Besatzungstruppen. 
Verbände der Roten Armee hatten zu diesem Zeitpunkt 
nördlich und südlich von Warschau die Weichsel erreicht 
und kämpften bereits in den östlich des Stromes gelegenen 
Vororten der polnischen Hauptstadt. Die Führung der pol-
nischen Untergrundarmee beabsichtigte Warschau noch 
vor den anrückenden Sowjettruppen in Besitz zu nehmen, 
um ein politisches Signal zu setzen: Als militärischer Arm 
der in London ansässigen, von Großbritannien unter-
stützten polnischen Exilregierung stand die Armia Krajowa 
in Konkurrenz zu einer kommunistischen, von der Sowjet-
union eingesetzten polnischen (Gegen-)Regierung, dem 
Lubliner Komitee. Beide Gruppierungen strebten danach, 
im Nachkriegspolen die Macht zu übernehmen.

Die Armia Krajowa konnte in den ersten Augusttagen 
rund die Hälfte Warschaus westlich der Weichsel erobern. 
Die Einnahme zentraler Schlüsselpositionen wie der Weich-
selbrücken misslang allerdings ebenso wie die Besetzung 
der gesamten Stadt: Nach Schätzungen verfügte nur jeder 
vierte Aufständische über eine Schusswaffe. Gut ausgerüs-
tete Wehrmacht- und SS-Verbände gingen schon bald zu 
brutal geführten Gegenangriffen über. Dazu gehörten Mas-
senerschießungen gefangener AK-Angehöriger ebenso wie 
Brandschatzungen und Plünderungen ganzer Straßen-
züge. 

Die Rote Armee kam den verzweifelt kämpfenden Polen, 
die zunehmend unter Versorgungsmangel litten und sich 
bald nur noch in einzelnen, über das Stadtgebiet verstreuten 
Abschnitten behaupten konnten, nur zögerlich zur Hilfe. 
Der Versuch eines entscheidungssuchenden Hauptstoßes, 
der die Verbindung zu den Eingeschlossenen hätte herstel-
len können, unterblieb. Zudem gestattete die sowjetische 
Führung den Westalliierten nur am 18. September, Versor-
gungsflüge für die Eingeschlossenen durchzuführen. Wei-
terer westalliierter Luftunterstützung oder gar dem Einsatz 
an britischer Seite kämpfender (exil-)polnischer Fallschirm-
truppen stimmte Stalin hingegen nicht zu. Schon zeitgenös-
sische Beobachter warfen dem sowjetischen Diktator vor, 
die antikommunistischen AK-Kämpfer bewusst verbluten 
zu lassen. Die Konstellation des Kalten Krieges zeichnete 
sich 1944 in Warschau bereits ab.

Nach 63 Tagen des Kampfes musste die Armia Krajowa 
am 3. Oktober 1944 kapitulieren. Ihren Angehörigen ge-
standen die deutschen Sieger den Kombattantenstatus zu. 
Der tapfere polnische Widerstand hatte selbst Wehrmacht 
und SS Respekt abgezollt, was allerdings den Großteil der 
Warschauer Zivilbevölkerung nicht vor dem Schicksal der 
Deportation bewahrte. Als die sowjetischen Truppen im Ja-
nuar 1945 Warschau einnahmen, fanden sie eine zerstörte 
Stadt vor. Polnische Untergrundtaktiken flossen 1944/45 in 
deutsche Planungen für den beabsichtigten Kampf gegen 
alliierte und sowjetische Besatzungstruppen in Deutsch-
land ein.
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Nachdem 1911 die letzte kaiserliche Dynastie gestürzt wor-
den war, versank China für fast 40 Jahre in Krieg und Bür-
gerkrieg. In der chaotischen Zeit zerstrittener Regionalherr-
scher und »Warlords« bildeten sich in den 1920er Jahren 
zwei große Parteien. Die nationale Partei Kuomintang mit 
Chiang Kai-shek an der Spitze und die Kommunistische 
Partei unter Führung von Mao Ze-dong. Die beiden charis-
matischen Persönlichkeiten dominierten die weitere Ge-
schichte Chinas im vergangenen Jahrhundert. 1927 zer-
brach das Bündnis zwischen Nationalisten und Kommu-
nisten. Chiang Kai-shek errang die Vorherrschaft, die Kom-
munisten standen unter seinen andauernden Angriffen 
mehrfach am Rand der Niederlage. Aus nahezu ausweg-
loser Lage heraus verlegte Mao seine Truppen 1934/35 auf 
dem berühmt gewordenen »Langen Marsch« aus dem Sü-
den in scheinbar sicherere nördliche Regionen. Der Blutzoll 
war enorm: Von rund 100 000 Mann erreichten nur knapp 
8000 das Ziel. Der japanische Angriff auf China 1937 been-
dete die innerchinesischen Kämpfe und führte zu einer er-
neuten Kooperation beider Parteien. 

Nach dem Sieg über Japan 1945 brach der Bürgerkrieg er-
neut aus. Mit amerikanischer Hilfe gewannen Chiang Kai-
sheks Truppen landesweit die Oberhand. Maos Volksbefrei-
ungsarmee konzentrierte sich – mit sowjetischer Unterstüt-
zung – dagegen zunächst auf den Nordosten, die Man-
dschurei. Nach dem dortigen Sieg weiteten die 
Kommunisten 1948 ihre militärische Kampagne Richtung 
Süden aus. Maos Strategie war erfolgreich: Seine Agitatoren 
gewannen die Bauern, seine Soldaten bewegten sich im 
ländlich geprägten China »wie Fische im Wasser« (Mao). 
Die Nationalisten hielten die Städte – bis diese von Maos 
Truppen umschlossen und zur Aufgabe gezwungen wur-
den. Im Januar 1949 fiel Peking, im April 1949 auch die da-
malige Hauptstadt Nanking. Am 1. Oktober rief Mao die 
Volksrepublik China aus. 

ks

1. August bis 3. Oktober 1944 1. Oktober 1949

Warschauer Aufstand Ausrufung der Volksrepublik China 
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 Bad Mergentheim

800 Jahre Deutscher 
 Orden
Deutschordensmuseum
Schloß 16
97980 Bad Mergentheim
Telefon: 0 79 31 / 5 22 12
Telefax: 0 79 31 / 5 26 69
www. 
deutschordensmuseum.de
Dauerausstellung
April bis Oktober
10.30 bis 17.00 Uhr
November bis März
14.00 bis 17.00 Uhr
(montags geschlossen)
Eintritt: 4,20 Euro
ermäßigt: 3,20 Euro 

 Berlin

»Größte Härte – Verbre-
chen der Wehrmacht in 
Polen« 
Ausstellung des Deut-
schen Historischen 
 Instituts in Warschau 
Deutsch-Russisches
Museum
Berlin-Karlshorst
Zwieseler Straße 4/
Ecke Rheinsteinstraße
10318 Berlin
Telefon: 0 30 / 50 15 08 10
Telefax: 0 30 / 50 15 08 40
www. 
museum-karlshorst.de
3. Sept. bis 22. Nov. 2009
10.00 bis 18.00 Uhr
(montags geschlossen)
Eintritt frei

50 Jahre Serienproduk-
tion MiG-21
Luftwaffenmuseum der 
Bundeswehr
Groß-Glienicker Weg
14089 Berlin-Gatow
Telefon: 0 30 / 36 87-26 01
Telefax: 0 30 / 36 87-26 10
www.luftwaffenmuseum.de
10. Juli 2009 bis  
30. Mai 2010
April bis Oktober 
Dienstag bis Sonntag
9.00 bis 18.00 Uhr
November bis März 
9.00 bis 16.00 Uhr
Eintritt frei

 Dresden

Vom Arsenal zur 
 Moderne
(Dauerausstellung mit 
drei Teilen zu Hinterlas-
senschaften aus fünf 
Jahrhunderten, Deut-
sche Militärgeschichte 
von 1945 bis 1970 sowie 
eine Sonderausstellung 
zum Thema Dresden 
und das Militär)
Militärhistorisches 
 Museum der Bundes-
wehr
Olbrichtplatz 2
01099 Dresden
Telefon: 03 51 / 8 23 28 03
Telefax: 03 51 / 8 23 28 05
www.militaerhistorisches-
museum.bundeswehr.de
Dauerausstellung  
bis 2010
9.00 bis 17.00 Uhr
(montags geschlossen)
Eintritt und Führungen 
frei

Die Frauenkirche zu
Dresden – Werden,
Wirken, Wiederaufbau
Stadtmuseum Dresden
Wilsdrufferstr. 2
01067 Dresden
Telefon: 03 51 / 48 87 30 1
www.museen-dresden.de
1. Januar 2009 bis
31. Dezember 2010
10.00 bis 18.00 Uhr
(montags geschlossen)
Eintritt: 4,00 Euro
ermäßigt: 3,00 Euro

 Kummersdorf

Ständige Ausstellung
und Geländeführungen 
Historisch-Technisches
Museum, Versuchsstelle
Konsumstraße 5
15838 Am Mellensee OT
Kummersdorf-Gut
Telefon: 03 37 03/ 77 04 8
www. 
museumkummersdorf.de
Sonntag 13.00 bis  
17.00 Uhr
Führungen nur nach 
Anmeldung

 Ludwigsburg

Die Garnison in der 
Fotografie
Garnisonmuseum
Ludwigsburg
Asperger Straße 52
71634 Ludwigsburg
Telefon:  
0 71 41 / 9 10 24 12
www.garnisonmuseum-
ludwigsburg.de
18. April bis
20. Dezember 2009
Mittwoch
15.00 bis 18.00 Uhr
Sonntag
13.00 bis 17.00 Uhr
(und auf Anfrage)
Eintritt: 2,00 Euro
ermäßigt: 1,00 Euro

 Munster

Workuta – Zur 
 Geschichte eines sowje-
tischen Straflagers
Deutsches Panzermuse-
um Munster 
Hans-Krüger-Str. 33 
29633 Munster 
Telefon: 0 51 92  / 2552 
Telefax: 0 51 92 / 130 215 
www.munster.de (Verlin-
kung zum Museum) 
20. August 2009 bis  
29. November 2009
10.00 bis 18.00 Uhr
(montags geschlossen)
Eintritt: 5,00 Euro
ermäßigt: 2,50 Euro

 Peenemünde

Dauerausstellung zur 
Geschichte der Rake-
tentechnik
Historisch-Technisches
Informationszentrum
Peenemünde
Im Kraftwerk
17449 Peenemünde
Telefon: 03 83 71 / 505-0
www.peenemuende.de
Dauerausstellung
April bis September
10.00 bis 18.00 Uhr
(montags geschlossen)
Eintritt: 6,00 Euro
ermäßigt: 4,00 Euro

Service
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Vorschau
Ab März 1935 – also vor 75 Jahren – wurde 
in Hitler-Deutschland die Wehrmacht auf-
gestellt. Aus der kleinen Berufsarmee 
»Reichswehr« entstand innerhalb kür-
zester Zeit eine Wehrpflichtigenarmee in 
Millionenstärke. Sie bestand zum ersten 
Male in der deutschen Militärgeschichte 
aus drei Teilstreitkräften: Heer, Kriegsma-
rine und Luftwaffe. Sie war zunächst 
wichtiges Mittel der NS-Außenpolitik, 
dehnte in mehreren Angriffskriegen den 
deutschen Machtbereich gewaltig aus und 
kapitulierte nach vernichtenden Rück-
schlägen im Mai 1945 bedingungslos. Dies 
alles ist für Harald Potempa Anlass, die 
deutschen Streitkräfte 1933 bis 1945 unter 
dem Aspekt der Transformationsprozesse 
vorzustellen und eine Bilanz zu ziehen.

Im Zeitalter der Weltkriege wurden bei 
allen beteiligten Kriegsparteien Frauen in 
vielfältiger Weise in der Heimat, in der 
Etappe aber auch an der Front eingesetzt. 
Dem Thema »Women at War – Mama ist 
im Krieg« auf US-amerikanischer Seite 
widmet sich der Beitrag von Rüdiger von 
Dehn.

Den Kriegen folgen nicht nur Friedens-, 
sondern zumeist erst einmal Besatzungs-
zeiten. Für Deutschland bedeutete dies ab 
1945 zunächst die Aufteilung in vier Besat-
zungszonen. Falko Heinz stellt am Beispiel 
der Stadt Landau in der Pfalz die franzö-
sische Besatzungspolitik 1945–1949 vor. 
Frankreich war das einzige Land der West-
alliierten, das eine deutsche Besatzung er-
lebt hatte. Die Gefühle von Besatzern und 
Besetzten waren daher äußerst zwiespäl-
tig und der Weg nach Europa noch weit.

Bernhard Chiari schließlich erinnert an 
den Einmarsch der Roten Armee in Af-
ghanistan vor 30 Jahren und den Beginn 
eines zehnjährigen zermürbenden und 
brutalen Kleinkrieges, bis sich die Russen 
aus dem Land zurückzogen.

hp

H
ef

t 
4/

20
09



5 Grenzübergang Checkpoint Charlie, 10. November 1989. DDR-Bürger zeigen ihre 
Ausweise.
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Der 9. November 1989 
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Zu Dienstbeginn am 9. November 
1989 wurden an der Grenze der 

Deutschen Demokratischen Republik 
zur Bundesrepublik Deutschland wie 
jeden Tag die Grenztruppen »vergat-
tert«. Ihr Auftrag war es, wie der 
diensthabende Offizier der Grenzüber-
gangsstelle Bornholmer Straße, Major 
der Grenztruppen Manfred Sens, rück-
blickend betonte, »Grenzdurchbrüche 
nicht zuzulassen, die Ruhe und Ord-
nung im Grenzgebiet aufrechtzuerhal-
ten, die Ausdehnung von Provokatio-
nen auf das Hoheitsgebiet der DDR zu 
unterbinden, Grenzverletzter festzu-
nehmen bzw. zu vernichten«. 

Das Zentralkomitee (ZK) der SED 
unter seinem neuen Generalsekretär 
Egon Krenz befasste sich an diesem 
Tag auch mit der Ausreisefrage. Der 
nur einen Tag vorher zum Sekretär des 
ZK der SED für Informationswesen 
und Medienpolitik ernannte Günter 
Schabowski gab die neue Regelung für 
»Reisen und ständige Ausreisen aus 
der DDR« bekannt. Die Ausreise durfte 
auch künftig erst nach Genehmigung 
eines Antrags sowie der Ausstellung 
eines Visums und eines Reisepasses er-
folgen. Dies hätte aus Sicht des feder-
führenden Innenministeriums und des 

Ministeriums für Staatssicherheit ge-
nug Möglichkeiten geboten, Ausreisen 
weiterhin zu verhindern. Aber die 
Nachfrage eines Journalisten, ab wann 
denn die neue Regelung gelten solle, 
traf Schabowski unvorbereitet; er im-
provisierte: »Das tritt nach meiner 
Kenntnis ... ist das sofort, unverzüg-
lich.« 

Diese Information hätte vermutlich 
keine weiteren Folgen gehabt und die 
Regelung wäre offiziell am nächsten 
Tag um vier Uhr früh in Kraft getreten, 
wenn nicht die Medienberichterstat-
tung den Startschuss zur Maueröff-
nung gegeben hätte. Die DDR-Nach-
richtensendung »Aktuelle Kamera« be-
richtete um 19.30 Uhr sehr ungenau, 
dass »Privatreisen nach dem Ausland 
[...] ab sofort ohne besondere Anlässe 
beantragt werden« könnten. Die west-
deutsche »Tagesschau«, längst Abend-
ritual für DDR-Bürger, begann ihre 20-
Uhr-Sendung am 9. November mit der 
Sensationsmeldung: »DDR öffnet 
Grenze«. Zu diesem Zeitpunkt zogen 
bereits die ersten Ost-Berliner zu den 
Grenzübergangsstellen Sonnenallee, 
Invalidenstraße und Bornholmer 
Straße. Gegen 21 Uhr ordnete der Chef 
des Stabes der Deutschen Volkspolizei, 

Generaloberst Karl-Heinz Wagner an, 
die Bürger, die an den der Mauer vor-
gelagerten Kontrollpunkten der Volks-
polizei auftauchten, einfach durchzu-
lassen. Das Problem sollten die von 
den Grenztruppen geführten Grenz-
übergangsstellen und die dortigen 
Passkontrolleinheiten der Staatssicher-
heit lösen. An der Bornholmer Straße 
sahen sich Major Manfred Sens und 
der stellvertretende Leiter der Passkon-
trolleinheit, Oberstleutnant Harald Jä-
ger, einer immer größer werdenden 
Menschenmenge gegenüber, welche 
die Öffnung des Schlagbaums forderte. 
Später beschrieben sie ihre Stimmung 
am Abend des 9. Novembers mit der 
Angst, auf sich allein gestellt und mit 
dem vorhandenen Personal und deren 
Waffen keine Chance zu haben, die 
Grenze geschlossen zu halten. Sie 
wussten auch von der Presseerklärung 
Schabowskis. 

Die Staatssicherheit wollte gegen 
21.20 Uhr mit einer »Ventillösung« ein-
zelne »Provokateure« ausreisen lassen, 
mit der Absicht, diese Personen durch 
eine Stempelung des Ausweisfotos 
quasi »heimlich auszubürgern«. Mit 
dieser Maßnahme war jedoch ein nicht 
mehr aufzuhaltender Strom in Gang 
gesetzt worden. Mehrmals versuchten 
die DDR-Medien mit Programmunter-
brechungen und Nachrichten vergeb-
lich, die Bevölkerung über die notwen-
dige Beantragung der Ausreisen zu be-
lehren. Gegen 23.30 Uhr erhielt Major 
Sens die Mitteilung: »Wir fluten jetzt! 
Wir machen alles auf!«. Schätzungs-
weise strömten allein in den ersten  
45 Minuten nach der Öffnung in der 
Bornholmer Straße 20 000 Menschen in 
den Westteil Berlins. Ähnliches spielte 
sich zeitversetzt auch an anderen Grenz-
übergangsstellen ab und bereits zwei 
Minuten nach Mitternacht waren alle 
Übergangsstellen zwischen Ost- und 
West-Berlin geöffnet. In der Nacht vom 
9. auf den 10. November 1989 war die 
Macht der SED endgültig zerbrochen 
und das deutsche Volk auf dem Weg 
zur Einheit. 

Heiner Bröckermann
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